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Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und StraRen

Einladung

Gremium: Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und StrafRen - ¢ffentlich
Sitzungstermin: Montag, 21.05.2007, 16:00 Uhr
Ort, Raum: Ratssaal des Rathauses

Rastede, den 10.05.2007

1. An die Mitglieder des Ausschusses fiir Bau, Planung, Umwelt und Strafien
2. nachrichtlich an die Gbrigen Mitglieder des Rates

Hiermit lade ich Sie im Einvernehmen mit dem Ausschussvorsitzenden zu einer Sitzung
mit Offentlichen Tagesordnungspunkten ein.

Tagesordnung:

Offentlicher Teil
TOP1 Eroffnung der Sitzung

TOP 2 Feststellung der ordnungsgemaRen Einladung, der Beschlussfahigkeit und
der Tagesordnung

TOP 3 Genehmigung der Niederschrift Gber die Sitzung vom 16.04.2007

TOP 4 2. Anderung Bebauungsplan 33 B - Gewerbegebiet Neustidende (Klein
Feldhus)
Vorlage: 2007/076

TOP5 Anderung mehrerer Bebauungsplane entlang der Oldenburger StraRe im
Ortsteil Wahnbek (Sammeléanderung OD Wahnbek)
Vorlage: 2007/077

TOP 6 Antrag des CDU Gemeindeverbandes auf Erstellung eines Wohnmobilstell-
platzes mit Ver- und Entsorgung auf dem Marktplatz
Vorlage: 2007/068

TOP7 Ausbau des Meenheitsweges von der Wilhelmshavener Straf3e bis zur Ein-
mindung Schlehenweg
Vorlage: 2007/099

TOP 8 Pflasterprogramm "'Glatte Gehwege"
Vorlage: 2007/089




TOP9 SchlieBung der Sitzung

Mit freundlichen GriRen
gez. Decker
Blrgermeister



(f@”f“é% E Gemeinde Rastede
= Der Blrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2007/076
freigegeben am 24.03.2007

GB 3 Datum: 24.03.2007
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

2. Anderung Bebauungsplan 33 B - Gewerbegebiet Neustidende (Klein
Feldhus)

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
O 21.05.2007 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 05.06.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvorschlag:

1. Der Entwurf zur 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b - Gewerbegebiet Neusiidende
wird beschlossen.

2. Auf dieser Grundlage wird die Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 Baugesetz-
buch (BauGB) in Form einer einmonatigen Auslegung sowie die Beteiligung der Be-
horden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. 8 4 Abs. 2 BauGB im be-
schleunigten Verfahren nach § 13a BauGB durchgefihrt.

Sach- und Rechtslage:

Der Verwaltungsausschuss hatte in seiner Sitzung am 30.01.2007 die 6ffentliche Auslegung
und die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Belangen beschlossen.
Diese Beteiligung erfolgte zwischen dem 13.02.07 und 13.03.2007.

Folgende wesentliche Anregungen wurden dabei abgegeben:
1. Der Landkreis Ammerland hat einen Nachwels darUber gefordert, dass die Fleder-
mausvorkommen auf dem Betriebsgel nde der Firma Invento artenschutzrechtlich

nicht beeintrachtigt werden.

Die Verwaltung hat in einem zusétzlichen Gutachten die Artenschutzvertréglichkeit
nachgewiesen. Dieser Nachweis wurde zwischenzeitlich vom Landkreis anerkannt.




2. Der Landkreis und die Landesbehdrde fur Stral3enbau und Verkehr fordern, dass auf
dem betroffenen Streckenabschnitt der Oldenburger Stral3e bauliche Mal3nahmen (z.
B. Anlage einer Hochbordanlage, Installierung einer Beleuchtung, Errichtung einer
Querungshilfe in Hohe der Einmindung Brombeerweg) seitens der Gemeinde durch-
gefuhrt werden miissen, um den Eindruck einer geschlossenen Ortschaft zu erzeugen.
Dies sai Voraussetzung fur die Genehmigung einer verlangerten Ortsdurchfahrt.

Die Verwaltung schlagt aus mehreren Griinden vor, dieser Forderung nicht nachzu-
kommen. Die genaue Begriindung dieses Abwagungsvorschlagesist der Anlage 1 zu

entnehmen.

Gegenuber der ersten Plandarstellung wurde der Geltungsbereich des Planverfahrens nunmehr
um einen zweiten Teilbereich erganzt, der die Zufahrtssituation zum M 6belmarkt genauer
regelt. Dazu bleibt das Zu- und Abfahrtsverbot entlang der Oldenburger Stral3e mit Ausnahme
einer zulassigen Einfahrt am nordlichen Rand dieses Betriebsgrundstiickes erhalten. Aufgrund
der Lage des Zufahrtsbereiches ist zum einen die Erschlief3ung des Grundstiickes gesichert
und zum anderen kénnen ungewollte Schleichverkehre von der Oldenburger Stral3e Uber den
Parkplatz in das Gewerbegebiet hinein weitestgehend ausgeschl ossen werden.

Né&here Erlauterungen werden in der Sitzung durch das Planungsbiro NWP gegeben.

Grundsatzbeschluss/
Aufstellungsbeschluss

Fruhzeitige
Offentlichkeits-/ Be-
hérdenbeteiligung

Offentliche Aus-
legung/ Behorden-
beteiligung

Satzungsbeschluss

BauPlUmStA 22.01.07
VA 30.01.07

Entfiel, dadas be-
schleunigte Verfahren
nach § 13a BauGB
angewendet wurde.

13.02.07.-13.03.07

erneute Beteiligung
erforderlich.

Ratssitzung am
11.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Haushaltsmittel stehen zur Verfigung.

Anlagen:

1. Abwagungsvorschlag

2. Planzeichnung

3. Planzeichenerklarung
4. Textliche Festsetzungen




[Anlage 1 zu Vorlage 2007/076 |
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Gemeine Rastede — 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b — GE Neusiidende (Klein Feldhus)
Abwagung der Anregungen im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 (2) BauGB
und der Behordenbeteiligung geman § 4 (2) BauGB

Nr.

Trager o6ffentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwéagung/Beschlussempfehlung

OOWV
Georgstralie 4
26919 Brake

21.02.2007

Wir haben auf die Aufstellung des oben genannten Bebauungs-
planes zur Kenntnis genommen.

Im Bereich des Bebauungsgebietes befinden sich Versorgungs-
leitungen DN 32 und DN 40. die vorhandenen Versorgungslei-
tungen diirfen nicht durch geschlossene Fahrbahndecken —
ausgenommen an den Kreuzungsstellen — iiberbaut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsabstéinde zu
den Versorgungsleitungen einzuhalten. Ferner weisen wir dar-
auf hin, dass wegen der erforderlichen Wartungs-, Unterhal-
tungs- und Erneuerungsarbeiten Versorgungsleitungen weder
iiberpflanzt noch mit anderen Hindernissen iiberbaut werden
diirfen. Um Beachtung der DIN 1998 Punkt5 sowie des
DVWG Arbeitsblattes W 400-1 wird gebeten.

Um fiir die Zukunft sicherzustellen, dass eine Uberbauung der
Leitungen nicht stattfinden kann, werden Sie gebeten, ggf. fiir
die betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
einzutragen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in den Planunterla-
gen erginzt. Die Leitungen des Versorgungstrigers sind im Zuge der nachfol-
genden Planungen fiir Zufahrten von den Vorhabentrdgern zu beriicksichtigen.

Die nebenstehenden Hinweise beziehen sich auf die nachfolgende Ebene der
Planung und Umsetzung von Vorhaben und nicht auf die Festsetzungen dieser
Sammeldnderung.

In den zeichnerischen Teilbereichen 1 und 2 der Anderung des Bebauungsplanes
sind nach vorliegenden Unterlagen keine relevanten Leitungen vorhanden.

Da die Anderung der Bebauungspline in den iibrigen Bereichen lediglich in
Form von textlichen Festsetzungen erfolgt, ist eine Eintragung von Geh-, Fahr-
und Leitungsrechten nicht moglich. Zudem werden in diesen Bereichen mit der
Anderung lediglich die stidtebaulichen Ziele der Zulassung von Zu-/Abfahrten
aus den Baugebieten zur Oldenburger Strafle bzw. der Steuerung des Einzelhan-
dels verfolgt, so dass ein weitergehendes Planungserfordernis nicht besteht.



Kobbe
Textfeld
Anlage 1 zu Vorlage 2007/076
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung
OOWV

Die Vorschriften des DVGW-Arbeitsblattes W 400-1 und der
DIN 1998 sind zu beachten.

Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten konnen nur zu
Lasten des Veranlassers oder nach den Kostenregelungen be-
stehender Vertrdge durchgefiihrt werden.

Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante Anderung die
Versorgungsanlagen des OOWV weder freigelegt, iiberbaut,
bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestort werden, haben
wir gegen den oben genannten Antrag keine Bedenken.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in
dem anliegenden Plan ist unmaBstéblich. Die genaue Lage gibt
Ihnen Dienststellenleiter Kaper von unserer Betriebsstelle in
Westerstede, Tel.: 04488/845211, in der Ortlichkeit an.

Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird
um eine Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes
gebeten.

Der Hinweis wird beriicksichtigt.

Niedersdchsische Lan-
desbehorde fiir Strallen-
bau und Verkehr
Geschiftsbereich Ol-
denburg

Kaiserstrafie 27

26122 Oldenburg

06.03.2007

Die KreisstraBBe 131 liegt tlw. im Geltungsbereich der von der
Gemeinde beabsichtigten Bebauungsplanédnderung. Die Belan-
ge der Nds. Landesbehdrde fiir StraBenbau und Verkehr, Ge-
schéftsbereich Oldenburg (NLStBV-OL) sind durch die vorlie-
gende Bauleitplanung betroffen.

Im Zuge der K 131 besteht im Ortsteil Wahnbek der Gemeinde
Rastede von Str.-km §,1000 bis 8,650 eine gemal
§ 4 (2) NStrG festgesetzte Ortsdurchfahrt (OD), das Plangebiet
liegt somit auferhalb einer Ortsdurchfahrt.

Die nebenstehenden Ausfithrungen geben den Sachstand zutreffend wieder.

Die nebenstehenden Ausfiihrungen geben den Sachstand zutreffend wieder.
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung
Niedersdchsische Lan-
desbehorde fiir Stralen-
bau und Verkehr
Geschiftsbereich Ol-
denburg

Der Gemeinde wurde vom Landkreis Ammerland eine Ver-
schiebung der OD-Grenze in Richtung Norden fiir den Fall in
Aussicht gestellt, dass auf dem betroffenen Streckenabschnitt
durch bauliche Mainahmen (z.B. Anlage einer Hochbordanla-
ge, Installierung einer Beleuchtung) der Eindruck einer ge-
schlossenen Ortslage erzeugt wird.

Der Zeitpunkt der Verlegung der OD-Grenze ist nicht abseh-
bar. Seitens der NLStBV-OL bestehen daher Bedenken gegen
die geplante Authebung des Zu- und Abfahrtsverbotes (textli-
chen Festsetzungen Nr. 1 und 2), wenn von der Gemeinde nicht
gleichzeitig die erforderlichen MaBinahmen zur Umgestaltung
der K 131 durchgefiihrt werden.

Zustindig fir die Erteilung von Ausnahmen gem.
§ 24 (7) NStrG von den Bestimmungen des § 24 (1) NStrG ist
der Landkreis Ammerland und ich bitte, mit dem Landkreis
und der NLStBV-OL kurzfristig eine Abstimmung iiber das
weitere Vorgehen zur Schaffung der Voraussetzungen fiir die
Verlegung der OD-Grenze herbeizufiihren.

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. In der Sache kann den Anre-
gungen aufgrund folgender Aspekte jedoch nicht gefolgt werden. Die geplante
Sammeldnderung der Bebauungsplédne zielt darauf ab, die ErschlieBungssituation
fiir im Wesentlichen bereits vorhandene Gewerbebetriebe entlang der Oldenbur-
ger Strale durch die Zulassung von direkten Grundstiickszu- und -abfahrten zu
optimieren. Durch die direkte ErschlieBung konnen Umwegfahrten durch das
derzeit genutzte riickwértige gemeindliche ErschlieBungsnetz vermieden werden.
Die Erreichbarkeit der Betriebe wird deutlich verbessert. In der Sache wird sich
das Verkehrsaufkommen im Bereich der Oldenburger Strafle nicht relevant ver-
andern. Das betrifft sowohl das Kfz-Verkehrsaufkommen als auch die Verkehrs-
beziehungen von FuB3géngern und Radfahrern. Insbesondere fiir die letztgenann-
ten Verkehrsteilnehmer sind keine Verdnderungen zu erwarten, da die iiberwie-
gende Anzahl der Betriebe auch heute bereits direkt von der Oldenburger Strafie
erreicht werden kann.

Da seitens des StraBenbaulasttriagers in der heutigen Situation kein Erfordernis
fiir den Ausbau der Oldenburger Strale mit den nebenstehend angesprochenen
Einrichtungen gesehen wird und sich zukiinftig die Situation aus Sicht der Ge-
meinde durch die Zulassung von Grundstiickszu- und -abfahrten nicht relevant
verdndern wird, ergibt sich auch fiir die zukiinftige Verkehrssituation kein Erfor-
dernis zum Ausbau der Oldenburger Straf3e in der geforderten Form.

Dariiber hinaus ist festzustellen, dass auch in weiteren bereits eingerichteten
Ortsdurchfahrten an der Oldenburger Stralle die nebenstehend forderten Anlagen
nicht vorhanden sind und auch in jiingsten Verfahren zur Einrichtung einer Orts-
durchfahrt nicht gefordert wurden. Das betrifft sowohl Abschnitte im OT Wahn-
bek als auch im Hauptort Rastede im Bereich der OD Einmiindung Buchenstraf3e
bis Einmiindung Borbecker Weg.
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung
Niedersdchsische Lan-
desbehorde fiir Stralen-
bau und Verkehr
Geschiftsbereich Ol-
denburg

Bei der Anlage von Zufahrten ist grundsitzlich zu beachten,
dass diese auBerhalb von Kreuzungsbereichen anzulegen sind,
dass der Eingriff in den vorhandenen Gehdlzbestand so gering
wie moglich gehalten wird und dass ausreichende Sichtverhélt-
nisse gewdhrleistet sein miissen. Die Notwendigkeit der fiir die
neuen Zufahrten im Zuge der K 131 evtl. erforderlichen Aus-
baumafBnahmen (z.B. Einbau von Linksabbiegestreifen oder
Aufstellbereichen) richtet sich innerhalb von Ortsdurchfahrten
nach Tabelle 7 der EAHV 93.

Gegen die weiter beabsichtigten Anderungen des Bebauungs-
planes (Regelung der Zuldssigkeit von Einzelhandelseinrich-
tungen und Erweiterung einer iiberbaubaren Fliche im zentra-
len Bereich) bestehen keine Bedenken.

Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung iiber die Abwigung
meiner vorgetragenen Anregungen und Hinweise vor Verof-
fentlichung des Bebauungsplanes.

Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Zif-
fer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Uber-
sendung von zwei Ablichtungen der giiltigen Bauleitplanung
einschlieBlich Begriindung.

Da der Stralenbaulasttriger fiir diese Abschnitte keinen Handlungsbedarf gese-
hen hat, kdnnen entsprechende Forderungen fiir die nunmehr anstehenden Berei-
che nicht nachvollzogen werden und werden daher im Zuge der Abwégung nicht
berticksichtigt.

Die Gemeinde Rastede geht davon aus, das die Festlegung der Ortsdurchfahrten
im Bereich des Geltungsbereiches der Sammelénderung seitens des zustindigen
StraBenbaulasttragers zeitnah erfolgt, so das die Voraussetzungen zur Realisie-
rung von direkten Zu- und -abfahrten zur Oldenburger Strafle gegeben sind.

Die Gemeinde wird zu gegebener Zeit entsprechende Abstimmungen herbeifiih-
ren.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen.

Die Abwigungsentscheidung der Gemeinde wird dem Einwender entsprechend
der gesetzlichen Regelungen iibersandt.

Der Hinweis wird beriicksichtigt.

Deutsche Telekom AG,
T-Com
26119 Oldenburg

19.03.2007

Gegen die Planung bestehen keine grundsétzlichen Bedenken.

Im Planbereich befinden sich zahlreiche Telekommunikations-
anlagen der Deutschen Telekom AG, T-Com.

Es wird ein Hinweis auf Leitungen der Deutschen Telekom AG in die Begriin-
dung zum Bebauungsplan aufgenommen. Die Leitungen sind bei Baumalnah-
men von den Vorhabentragern selbststandig zu ermitteln und zu beriicksichtigen.
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Trager offentlicher

Planungsrechtliche Vorgaben

Nr. Belange Stellungnahme Abwagung/Beschlussempfehlung
Schreiben vom ...
4 | Landkreis Ammerland | Rechtliche Voraussetzung fiir die Aufthebung des Zu- und Ab- | Hinsichtlich der grundsitzlichen Aufhebung der zu- und Abfahrtsverbote entlang

Amt fir Kreisentwick-
lung

Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

14.03.2007

fahrverbotes zur K 131 ist eine Verschiebung der Ortsdurch-
fahrtsgrenze. Auf die hierfiir zu schaffenden Voraussetzungen
geht der Planentwurf nicht ein. Aus diesem Grunde bittet mein
StraBenverkehrsamt wie schon die Niedersichsische Landes-
behorde fiir Stralenbau und Verkehr in deren Stellungnahme
vom 06.03.2007 um Abstimmung {iber das weitere Vorgehen
(notwendige bauliche MaBnahmen: Hochbordanlage und Be-
leuchtung). Die Planung ist zu ergidnzen. Aullerdem sind kon-
zeptionelle Fragen, die sich aus einer Zufahrt zum ehemaligen
Polstermébelmarkt ergeben, zu beantworten.

der Kreisstrafie wigt die Gemeinde wie folgt ab:

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. In der Sache kann den Anre-
gungen aufgrund folgender Aspekte jedoch nicht gefolgt werden. Die geplante
Sammeldnderung der Bebauungspléne zielt darauf ab, die ErschlieBungssituation
fiir im Wesentlichen bereits vorhandene Gewerbebetriebe entlang der Oldenbur-
ger Strale durch die Zulassung von direkten Grundstiickszu- und -abfahrten zu
optimieren. Durch die direkte ErschlieBung konnen Umwegfahrten durch das
derzeit genutzte riickwértige gemeindliche ErschlieBungsnetz vermieden werden.
Die Erreichbarkeit der Betriebe wird deutlich verbessert. In der Sache wird sich
das Verkehrsaufkommen im Bereich der Oldenburger Strae nicht relevant ver-
andern. Das betrifft sowohl das Kfz-Verkehrsaufkommen als auch die Verkehrs-
beziehungen von FuB3géngern und Radfahrern. Insbesondere fiir die letztgenann-
ten Verkehrsteilnehmer sind keine Verdnderungen zu erwarten, da die {iberwie-
gende Anzahl der Betriebe auch heute bereits direkt von der Oldenburger Strafie
erreicht werden kann.

Da seitens des StraBenbaulasttriagers in der heutigen Situation kein Erfordernis
fiir den Ausbau der Oldenburger Strale mit den nebenstehend angesprochenen
Einrichtungen gesehen wird und sich zukiinftig die Situation aus Sicht der Ge-
meinde durch die Zulassung von Grundstiickszu- und -abfahrten nicht relevant
verdndern wird, ergibt sich auch fiir die zukiinftige Verkehrssituation kein Erfor-
dernis zum Ausbau der Oldenburger Straf3e in der geforderten Form.

Dartiiber hinaus ist festzustellen, da3 auch in weiteren bereits eingerichteten Orts-
durchfahrten an der Oldenburger Strafle die nebenstehend forderten Anlagen
nicht vorhanden sind und auch in jiingsten Verfahren zur Einrichtung einer Orts-
durchfahrt nicht gefordert wurden. Das betrifft sowohl Abschnitte im OT Wahn-
bek als auch im Hauptort Rastede im Bereich der OD Einmiindung Buchenstraf3e
bis Einmiindung Borbecker Weg.

Da der StraBBenbaulasttrager fiir diese Abschnitte keinen Handlungsbedarf gese-
hen hat, kdnnen entsprechende Forderungen fiir die nunmehr anstehenden Berei-
che nicht nachvollzogen werden und werden daher im Zuge der Abwégung nicht
beriicksichtigt.
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung

Landkreis Ammerland
Amt fir Kreisentwick-
lung

Mit der Planung wird im siidostlichen Bereich des Flurstiickes
56/15 eine zusétzliche Zufahrt zugelassen. Hierzu muss eine
gemil § 33 NNatG geschiitzte Wallhecke durchbrochen wer-
den. Der Wallheckenschutz ist daher im Rahmen der Abwé-
gung besonders zu beriicksichtigen und eine geeignete Kom-
pensation vorzunehmen.

Hinsichtlich der Zufahrtssituation zum ehemaligen Polstermdbelmarkt werden
differenzierte Festsetzungen in die 2. Anderung aufgenommen. Grundsitzlich
soll fiir das Grundstiick, auf dem sich zwischenzeitlich wieder ein Mobelmarkt
angesiedelt hat, ebenfalls eine Zu-/Abfahrtsmdglichkeit zur Oldenburger Stral3e
geschaffen werden. Die Gemeinde sieht jedoch die Problematik, dass sich bei
einer ungesteuerten Zu-/Abfahrtssituation eine Wegebeziehung am siidlichen
Rand des Grundstiickes von der Oldenburger Strale zur StraBe Klein Feldhus
entwickeln konnte, die Schleichverkehre zur Umgehung des Kreisverkehrsplat-
zes Oldenburger StraBe/Braker Chaussee auslosten konnte. Da mit der Anderung
des Bebauungsplanes jedoch nur die Zufahrtssituation der jeweils an die Olden-
burger Strale angrenzenden Grundstiicke verbessert werden soll, wird die zulis-
sige Zufahrtssituation fiir das Grundstiick des ehemaligen Polstermdbelmarktes
in einem Teilbereich 2 der Bebauungsplanidnderung gesteuert. Dazu bleibt das
Zu- und Abfahrtsverbot entlang der Oldenburger Strale mit Ausnahme einer
zuldssigen Einfahrt am nordlichen Rand des Flurstiickes erhalten. Aufgrund der
Lage des Zufahrtsbereiches ist zum einen die ErschlieBung des Grundstiickes
gesichert und zum anderen konnen ungewollte Schleichverkehre weitestgehend
ausgeschlossen werden.

Der Hinweis wird beriicksichtigt.

Durch die Bebauungsplanidnderung wird eine Zufahrt mit einer Breite von 4,5 m
ermoglicht.

Somit ist ein Wallheckendurchstich auf einer Lange von insgesamt 4,5 m mit der
Anderung planungsrechtlich verbunden. GemiB den Vorgaben des Landkreises
Ammerland ist eine Kompensation bei Verlust im Verhiltnis 1:2 umzusetzen,
d.h. eine etwa 9 m lange Wallhecke ist neu anzulegen.

Es besteht aber auch die Moglichkeit sich im Rahmen des Wallheckenschutzpro-
gramms an MaBnahmen des Landkreises zu beteiligen, d.h. die Kompensation
erfolgt durch zweckgebundene Zahlung in den Fonds zum Wallheckenschutz.

Die Gemeinde Rastede sieht eine Kompensation im Rahmen des Wallhecken-
schutzprogramms vor, so dass fiir eine Kompensationsfliche von etwa 9 m
Wallhecke eine Ausgleichszahlung zu leisten ist.
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung

Landkreis Ammerland
Amt fir Kreisentwick-
lung

Von der Planung betroffen ist auch eine Fledermauswiese
(Brombeergestriipp), die nach Absprache mit dem Natur-
schutzbund durch gestaltende MaBinahmen auf der {ibrigen
Grundstiicksfldche ersetzt werden soll. Da die neue Zufahrt in
den vorhandenen alten Eichenwaldsaum eingreift, ist nachzu-
weisen, dass hiermit kein Verstofl gegen artenschutzrechtliche
Belange vorliegt bzw. es sind die erforderlichen Ausnahmere-
gelungen vorzuschalten.

Ich bitte in der Begriindung zu erldutern, ob die Voraussetzun-
gen fiir die Anwendung des § 13 a BauGB gegeben sind und
den Plan ggfls. entsprechend zu kennzeichnen.

Zur Klarstellung sollte die Textliche Festsetzung Nr. 2 um die
Worter "entlang der KreisstraBe 131 (Oldenburger Strafie)"
erginzt werden.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat aufgrund
der nebenstehenden Anregung eine ,,Artenschutzrechtliche Begutachtung zur 2.
Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b“ durch den Gutachter Dr. Reichenbach
erstellen lassen. Die Ergebnisse des Gutachtens lassen sich wie folgt zusammen-
fassen:

Das geplante Vorhaben (Anlage einer Zufahrt) fithrt in Bezug auf Fledermduse
weder zu einer Tdétung geschiitzter Tierarten noch zu einer Zerstdrung ihrer
Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstétten. Insofern ist der Verbotstatbestand des
§ 42 Abs. 1 BNatSchG nicht erfiillt, da die Beeintrachtigung von Jagdgebieten
nicht unter diesen Verbotstatbestand fallt. Eine Befreiung nach § 62 Abs. 1
BNatSchG ist somit nicht erforderlich. Ein weitergehender Untersuchungsbedarf
in Bezug auf Fledermiuse ergibt sich daher ebenfalls nicht.

Die Ergebnisse des Gutachtens werden in der Begriindung zur Bebauungsplan-
dnderung ergénzt.

Der Hinweis wird beriicksichtigt. Die Begriindung wird um entsprechende Aus-
fiihrungen zu den Anwendungsvoraussetzungen des § 13 a BauGB ergénzt. Die
Bebauungsplandnderung erhilt einen Hinweis zum angewandten Verfahren auf
dem Titelblatt.

Der Hinweis wird beriicksichtigt. Die textliche Festsetzung wird entsprechend
redaktionell ergénzt.
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Gemeine Rastede — 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b — GE Neusiidende (Klein Feldhus)

Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Keine Anregungen und Bedenken hatten:

RN R WD =

10
11.

Landwirtschaftskammer Niedersachen, Schreiben vom 26.02.2007

VBN, Schreiben vom 20.02.2007

ExxonMobil Production, Schreiben vom 14.02.2007

Allgemeiner Deutscher Fahrradclub, Schreiben vom 05.02.2007

E.ON Netz GmbH, Schreiben vom 06.02.2007

LEBG, Schreiben vom 05.03.2007

Niedersédchsisches Landesamt fiir Denkmalpflege —Referat Archiologie, Schreiben vom 05.03.2007
Entwiésserungsverband Jade, Schreiben vom 20.02.2007

Oldenburgische Industrie- und Handelskammer, Schreiben vom 13.03.2007
Entwiésserungsverband Jade, Schreiben vom 20.02.2007

Zentrale Polizeidirektion — Kampfmittelbeseitigung, Schreiben vom 26.03.2007




Gemeine Rastede — 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b — GE Neusiidende (Klein Feldhus)

Nr.

Private Einwen-
der/in
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwiégung/Beschlussempfehlung




Es gilt die BauNVO 1990

/[Teilbereich 1

GE

0,848

Teilbereich 2
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PLANZEICHENERKLARUNG

{Anlage 3 zu Vorlage 2007/076 |

Art der baulichen Nutzung

|

o

N
|

Gewerbegebiete

2. MaR der baulichen Nutzung
Geschossflachenzahl
0,8 Grundflachenzanhl
Il Zahl der Vollgeschosse als Hochstmald
3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

—— c—— c—

Baugrenze

Uberbaubare Flache
nicht Gberbaubare Flache

Verkehrsflachen

Einfahrtbereich

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

13.

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen oder Flachen fiir
MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,

Natur und Landschaft

zu erhaltender Baum

Umgrenzung von Flachen zum Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen

Bepflanzungen

Sonstige Planzeichen

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
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|An|age 4 zu Vorlage 2007/076

Textliche Festsetzungen

Der raumliche Geltungsbereich der 2. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 33 b erstreckt sich
neben den in der Planzeichnung abgegrenzten Anderungsbereichen auch auf den Ubrigen
Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Hierflr werden nachfolgende textliche Festsetzungen
getroffen.

1.

Die gemal 8 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzten Zu- und Abfahrtsverbote entlang der Kreis-
straBe 131 (Oldenburger Straf3e) werden mit Ausnahme des im Teilbereich 2 der zeichne-
rischen Festsetzungen definierten Bereiches aufgehoben.

. Die gemal 8§ 9 (1) Nr. 25 a BauGB festgesetzten Flachen fur Anpflanzungen von Baumen,

Strauchern und sonstige Bepflanzungen (8 (1) Nr. 25 a BauGB) entlang der Kreisstral3e
131 (Oldenburger StrafRe) diurfen mit Aunahme des Teilbereiches 2 dieser Bebauungs-
plandnderung pro angrenzendem Baugrundstiick fur eine Zu-/Abfahrt mit einer maximalen
Breite von 12 m unterbrochen werden. Fur den im Teilbereich 2 der zeichnerischen Fest-
setzungen festgesetzten Zu- und Abfahrtsbereich werden die Flachen fir Anpflanzungen
von Baumen, Strauchern und sonstige Bepflanzungen (8 (1) Nr. 25 a BauGB) aufgehoben.

. Innerhalb der im Geltungsbereich festgesetzten Baugebiete (Gewerbegebiete gemal § 8

BauNVO) werden gemal3 8§ 1 (9) BauNVO folgende Nutzungen ausgeschlossen:

Einzelhandelsbetriebe mit zentren- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten gemaf der
Rasteder Liste:
a) zentrenrelevanten Sortimente:

- Bekleidung

- Schuhe

- Lederwaren

- Sportartikel

- Bucher Schreibwaren

- Spielwaren

- Musikinstrumente

- Hausrat, Glas, Porzellan, Keramik

- Geschenkartikel

- Foto, Film

- Optik

- Uhren und Schmuck

- Heimtextilien, Kurzwaren

- Unterhaltungselektronik (TV, HiFi, CD)/Neue Medien

b) nahversorgungsrelevanten Sortimente:
- Lebensmittel
- Reformwaren
- Drogerieartikel
- Parflimerieartikel
- Schnittblumen und
- Zeitschriften.

4. Bei Einzelhandelsbetrieben mit nicht-zentrenrelevanten Sortimenten werden die zentren-

5.

und nahversorgungsrelevanten Randsortimente auf maximal 10 % der Gesamtverkaufsfla-
che begrenzt.

Alle weiteren Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 33b, inklusive der bisher erfolgten
rechtskraftigen Anderung gelten fort.
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(‘fﬁ?@"f"é‘gﬁ E Gemeinde Rastede
= Der Blrgermeister

Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2007/077
freigegeben am 24.03.2007

GB 3 Datum: 10.04.2007
Sachbearbeiter/in: Herr Zech, Guido

Anderung mehrerer Bebauungsplane entlang der Oldenburger StrafRe im
Ortsteil Wahnbek (Sammelanderung OD Wahnbek)

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium

0] 21.05.2007 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 05.06.2007 V erwaltungsausschuss

@) 10.07.2007 Rat

Beschlussvorschlag:

1. Dieim Rahmen der 6ffentlichen Auslegung geméaR § 13 aAbs. 2 Nr. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) i.V.m. 88 13 Abs. 2, 3 Abs. 2 sowie der Beteiligung der Trager offentlicher Belange
gemal3 § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Anregungen werden auf Grundlage dieser Be-
schlussvorlage sowie der Sitzung des Ausschusses fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
vom 30.04.2007 berticksichtigt.

2. Die bisherige Beschlussfassung und Abwéagung wird bestétigt.

3. Die Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33a, 34, 68 a und des V orhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1 fur Teilbereiche entlang der KreisstraRe 131 (Oldenburger Stral3e)
im Ortsteil Wahnbek nebst Begriindung wird gemal3 8 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB)
als Satzung beschl ossen.

Sach- und Rechtslage:

Gemal3 Beschluss des Verwal tungsausschusses vom 06.01.2007 (Beschlussvorlagen Nr.
2006/172) ist die offentliche Auslegung durchgeftihrt worden. AuRerdem hat auch die Be-
teiligung der Behdrden und der sonstigen Trager offentlicher Belange bis zum 07.03.2007
stattgefunden.

Alswesentliche Anregung wurde seitens des Landkreises und der Landesbehdrde fiir
Stral3enbau und Verkehr gefordert, dass auf dem betroffenen Streckenabschnitt der Olden-
burger Stral3e bauliche Mal3nahmen (z. B. Anlage einer Hochbordanlage, Installierung einer
Beleuchtung, Errichtung einer Querungshilfe in Hohe der Einmindung Brombeerweg) seitens
der Gemeinde durchgefiihrt werden miissen, um den Eindruck einer geschlossenen Ortschaft
zu erzeugen. Dies sei Voraussetzung fur die Genehmigung einer verlangerten Ortsdurchfahrt.




Die Verwaltung schl&gt aus mehreren Griinden vor, dieser Forderung nicht nachzukommen.
Die genaue Begriindung dieses Abwagungsvorschlagesist der Anlage 1 zu entnehmen.

Nahere Erlauterungen werden hierzu in der Sitzung des Ausschusses fir Bau, Planung,
Umwelt und Straf3en durch das Planungsbiiro NWP gegeben.

Nunmehr kann der Satzungsbeschluss gefasst werden.

Ubersicht iber den Verfahrensstand:

Grundsatzbeschluss/ | Fruhzeitige Offentliche Aus- | Satzungsbeschluss
Aufstellungsbeschluss | Offentlichkeits-/ Be- | legung/ Behorden-
hordenbeteiligung beteiligung

BauPIUmSEA 04.12.06
VA 06.01.07

Entfie

13.02.07.-13.03.07

Ratssitzung am
11.07.2005

Finanzielle Auswirkungen:

Haushaltsmittel stehen zur Verfligung.

Anlagen:

1. Abwagungsvorschlag
2. Satzungstext mit Ubersichtskarte
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|An|age 1 zu Vorlage 2007/077|

Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a; Nr. 34, Nr. 68 a und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 1

Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a "GE Am Nordkreuz"; Nr. 34 "Havel-/Memelstrale",
Nr. 68 a "GE Brombeerweg" und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 "Wintergarten Frohlich"
Abwagung der Anregungen im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung gemaR § 3 (2) BauGB

und der Behordenbeteiligung gemaR § 4 (2) BauGB

Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwiagung/Beschlussempfehlung

Landkreis Ammerland
Amt fiir Kreisentwick-
lung

Ammerlandallee 12
26655 Westerstede

06.03.2007

Meine Untere Straenverkehrsbehorde hat nur dann keine
Bedenken gegen diese Planung, wenn auf dem betroffenen
Streckenabschnitt die zum Bestand einer Ortsdurchfahrt not-
wendigen baulichen Mafinahmen (Hochbordanlage, Beleuch-
tung, Querungshilfe in Hohe der Einmiindung Brombeerweg)
getroffen werden.

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. In der Sache kann den Anre-
gungen aufgrund folgender Aspekte jedoch nicht gefolgt werden. Die geplante
Sammeldnderung der Bebauungspléne zielt darauf ab, die ErschlieBungssituation
fiir im wesentlichen bereits vorhandene Gewerbebetriebe entlang der Oldenbur-
ger Strale durch die Zulassung von direkten Grundstiickszu- und -abfahrten zu
optimieren. Durch die direkte ErschlieBung kénnen Umwegfahrten durch das
derzeit genutzte riickwértige gemeindliche ErschlieBungsnetz vermieden werden.
Die Erreichbarkeit der Betriebe wird deutlich verbessert. In der Sache wird sich
das Verkehrsauftkommen im Bereich der Oldenburger Strae nicht relevant ver-
andern. Das betrifft sowohl das Kfz-Verkehrsaufkommen als auch die Verkehrs-
beziehungen von FuBBgéngern und Radfahrern. Insbesondere fiir die letztgenann-
ten Verkehrsteilnehmer sind keine Verénderungen zu erwarten, da die tiberwie-
gende Anzahl der Betriebe auch heute bereits direkt von der Oldenburger Stral3e
erreicht werden kann.

Da seitens des StraBenbaulasttragers in der heutigen Situation kein Erfordernis
fiir den Ausbau der Oldenburger StraBe mit den nebenstehend angesprochenen
Einrichtungen gesehen wird und sich zukiinftig die Situation aus Sicht der Ge-
meinde durch die Zulassung von Grundstiickszu- und -abfahrten nicht relevant
verdndern wird, ergibt sich auch fiir die zukiinftige Verkehrssituation kein Erfor-
dernis zum Ausbau der Oldenburger Straf3e in der geforderten Form.
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Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a; Nr.

34, Nr. 68 a und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 2

Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung

Landkreis Ammerland
Amt fir Kreisentwick-
lung

Meines Wissens erdffnet § 13 a BauGB keine Option auf
Kompensationsverzicht. Ich bitte, den Erhalt der Wallhecken
im Bereich der Bebauungspldne Nr. 33 a und 34 entlang der
Oldenburger Straflie zu priifen und im Falle unvermeidbarer
Beseitigung von Wallheckenabschnitten meiner Unteren Na-
turschutzbehdrde den Ausgleich durch wallheckenfordernde
MaBnahmen nachzuweisen.

Dariiber hinaus ist festzustellen, das auch in weiteren bereits eingerichteten Orts-
durchfahrten an der Oldenburger Strafle die nebenstehend forderten Anlagen
nicht vorhanden sind und auch in jiingsten Verfahren zur Einrichtung einer Orts-
durchfahrt nicht gefordert wurden. Das betrifft sowohl Abschnitte im OT Wahn-
bek als auch im Hauptort Rastede im Bereich der OD Einmiindung Buchenstraf3e
bis Einmiindung Borbecker Weg.

Da der StraBBenbaulasttrager fiir diese Abschnitte keinen Handlungsbedarf gese-
hen hat, kdnnen entsprechende Forderungen fiir die nunmehr anstehenden Berei-
che nicht nachvollzogen werden und werden daher im Zuge der Abwégung nicht
beriicksichtigt.

Fiir eine zuldssige Zufahrt von 12 m pro Grundstiick sind im Bereich der Wall-
hecke im Bebauungsplan Nr. 34 maximal 3 Zufahrt je 12 m Breite moglich. Da
bereits die Wallhecke unterbrochen ist und diese Liicke unter dem Vermeidungs-
aspekt genutzt werden soll, ist somit insgesamt ein Wallheckenverlust durch
Durchstiche von rund 30 m gegeben. Im Bebauungsplan Nr. 33 a ist zudem eine
Grundstiickszufahrt im Bereich einer Wallhecke planungsrechtlich vorgesehen.

Somit ist ein Wallheckendurchstich auf einer Lange von insgesamt 42 m mit der
Sammelédnderung planungsrechtlich verbunden. Gemal den Vorgaben des Land-
kreises Ammerland ist eine Kompensation bei Verlust im Verhéltnis 1:2 umzu-
setzen, d.h. eine etwa 84 m lange Wallhecke ist neu anzulegen.

Es besteht aber auch die Moglichkeit sich im Rahmen des Wallheckenschutzpro-
gramms an Mallnahmen des Landkreises zu beteiligen, d.h. die Kompensation
erfolgt durch zweckgebundene Zahlung in den Fonds zum Wallheckenschutz.

Die Gemeinde Rastede sieht eine Kompensation im Rahmen des Wallhecken-
schutzprogramms vor, so dass fiir eine Kompensationsfliche von etwa 84 m
Wallhecke eine Ausgleichszahlung zu leisten ist.
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Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a; Nr.

34, Nr. 68 a und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 3

Trager offentlicher

Planungsrechtliche Vorgaben

Nr. Belange Stellungnahme Abwagung/Beschlussempfehlung
Schreiben vom ...

2 | OOWV Wir haben die Aufstellung des oben genannten Bebauungspla- | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in den Planunterla-
Georgstralie 4 nes zur Kenntnis genommen. gen ergédnzt. Die Leitungen des Versorgungstragers sind im Zuge der nachfol-
26919 Brake Das Gebiet ist voll erschlossen. Die vorhandenen Versorgungs- genden Planungen fiir Zufahrten von den Vorhabentrédgern zu beriicksichtigen.
21.02.2007 leitungen diirfen nicht durch geschlossene Fahrbahndecken —

ausgenommen an den Kreuzungsstellen — iiberbaut werden.

Bei der Erstellung von Bauwerken sind Sicherheitsabstéinde zu
den Versorgungsleitungen einzuhalten. Ferner weisen wir dar-
auf hin, dass wegen der erforderlichen Wartungs-, Unterhal-
tungs- und Erneuerungsarbeiten Versorgungsleitungen weder
iberpflanzt noch mit anderen Hindernissen iiberbaut werden
dirfen. Um Beachtung der DIN 1998 Punkt5 sowie des
DVGW Arbeitsblattes W 400-1 wird gebeten.

Um fiir die Zukunft sicherzustellen, dass eine Uberbauung der
Leitungen nicht stattfinden kann, werden Sie gebeten, ggf. fiir
de betroffenen Leitungen ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht
einzutragen.

Die Vorschriften des DVGW-Arbeitsblattes W 400-1 und der
DIN 1998 sind zu beachten.

Evtl. Sicherungs- bzw. Umlegungsarbeiten konnen nur zu
Lasten des Veraanlassers oder nach den Kostenregelungen
bestehender Vertrige durchgefiihrt werden.

Sofern sichergestellt ist, dass durch die geplante Anderung die
Versorgungsanlagen des OOWYV weder freigelegt, tiberbaut,
bepflanzt noch sonst in ihrer Funktion gestort werden, haben
wir gegen den oben genannten Antrag keine Bedenken.

Die Einzeichnung der vorhandenen Versorgungsleitungen in
den anliegenden Plan ist unmaBstiblich. Die genaue Lage gibt
Ihnen Dienststellenleiter Kaper von unserer Betriebsstelle in
Westerstede, Tel.: 04488/845211, in der Ortlichkeit an.

Nach endgiiltiger Planfassung und Beschluss als Satzung wird
um eine Ausfertigung eines genehmigten Bebauungsplanes
gebeten.

Die nebenstehenden Hinweise beziehen sich auf die nachfolgende Ebene der
Planung und Umsetzung von Vorhaben und nicht auf die Festsetzungen dieser
Sammelidnderung.

Da die Sammeldnderung der Bebauungsplédne lediglich in Form von textlichen
Festsetzungen erfolgt, ist eine Eintragung von Geh-, Fahr- und Leitungsrechten
nicht moglich. Zudem wird mit der Sammeldnderung lediglich das stddtebauli-
che Ziel der Zulassung von Zu-/Abfahrten aus den Baugebieten zur Oldenburger
Strale verfolgt, so das ein weitergehendes Planungserfordernis nicht besteht.

Der Hinweis wird beriicksichtigt.
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Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a; Nr.

34, Nr. 68 a und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 4

Trager offentlicher

Planungsrechtliche Vorgaben

Nr. Belange Stellungnahme Abwagung/Beschlussempfehlung
Schreiben vom ...

3 | Allgemeiner Deutscher |Folgende Anregungen werden seitens des Allgemeinen Deut- | Die Anregung wird zur Kenntnis genommen. Eine weitere Bebauung der
Fahrrad-Club schen Fahrradclubs vorgebracht: Flurstiicke ostlich der Oldenburger Strafle ist zumindest in den Geltungsberei-
Kreisverband Ammer- . . . chen der Bebauungspléne dieser Sammeldnderung nicht in wesentlichem Um-
land Davon ausgehe;nd, dass eine weitere verdichtete Bebauung der fang zu erwarten, da die Flurstiicke bereits iberwiegend genutzt werden.

- g > gend g
Gutenbergstrafic 3 beplgnten Ostlich der Oldenburger .StraBe (K 131) geleg.enen . i o . ' o . .
26655 Westerstede Gebiete erfolgt und wohl auch weitere Zufahrten aus diesen | Mit der Sammelénderung sollen lediglich die ErschlieBungsmoglichkeiten dieser
Flachen an die K 131 geplant sind, die zu weiteren Verkehrs- | Betriebe und damit deren Erreichbarkeit optimiert werden. Dieses kann durch die
05.02.2007 beziehungen auch von Radfahrern und Fufigingern von und zu | Zulassung von Zu- und -abfahrten zur Oldenburger Strale unmittelbar gesche-
diesen Grundstiicken fithren wird, ist es nach Ansicht des All- | hen. Ein Ausbau der Oldenburger Strafle ist dabei nicht erforderlich und damit
gemeinen Deutschen Fahrradclubs sinnvoll, jetzt schon zumin- | auch kein stidtebauliches Ziel, das mit der Sammelédnderung verfolgt wird. Dar-
dest planerisch die Moglichkeit der Anlage von Fahrrad- und | iiber hinaus wird derzeit kein Erfordernis fiir die Anlage eines zusitzlichen Ful3-
Gehwegen entlang der K 131 vorzusehen. und Radweges an der Ostseite der Oldenburger Strafle seitens der Gemeinde
Mit der Anlage von Fahrrad- und Gehwegen (an der 6stlichen gesehen.
Seite der K 131) wiirde vermieden, dass Fahrradfah-
rer/Fullgdnger, die aus dem Siedlungsbereich Wahnbek kom-
men, an ungesicherten Stellen die K 131 iiberqueren miissen.

4 | Verkehrsbetriebe Bre- | Wir haben grundsétzlich keine Bedenken in bezug auf die oben | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in den Planunterla-
men/Niedersachsen genannten Planungen. gen erginzt. Im Zuge der nachfolgenden Planungen fiir Zufahrten sind die Be-
GmbH lange des OPNV von den Vorhabentriigern zu beriicksichtigen.

Willy-Brandt-Platz 7
28215 Bremen

05.03.2007

Wir méchten jedoch darauf hinweisen, dass entlang der Kreis-
straBBe 131 (Oldenburger Strafie) im Ortsteil Wahnbek die Halt-
stellen "Abzweigung" und "Brombeerweg" vorhanden sind.
Der Busbetrieb entlang der Oldenburger Strafle darf durch die
Aufhebung der festgesetzten Zu- und Abfahrtsverbote nicht
behindert werden.
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Gemeinde Rastede — Sammelanderung der Bebauungsplane Nr. 33 a; Nr.

34, Nr. 68 a und vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 1 S

Trager offentlicher

Planungsrechtliche Vorgaben

Nr. Belange Stellungnahme Abwagung/Beschlussempfehlung
Schreiben vom ...
5 | Niedersachsische Lan- | Die Kreisstrale K 131 liegt tlw. im Geltungsbereich der von | Die nebenstehenden Ausfiihrungen geben den Sachstand zutreffend wieder.

desbehorde fiir Stralen-
bau und Verkehr
Geschiftsbereich Ol-
denburg

Kaiserstral3e 27

26122 Oldenburg

05.03.2007

der Gemeinde beabsichtigten Sammeldnderung o. g. Bebau-
ungspldne. Die Belange der Nds. Landesbehdrde fiir Straflen-
bau und Verkehr, Geschiftsbereich Oldenburg (NLStBV-OL)
sind durch die vorliegende Bauleitplanung betroffen.

Im Zuge der K 131 besteht im Ortsteil Wahnbek der Gemeinde
Rastede von Str.-km 8,100 bis 8,650 eine gemiB § 4 (2) NStrG
festgesetzte Ortsdurchfahrt (OD), der siidlich und der nordliche
Teil des Planungsgebietes liegen auflerhalb der Ortsdurchfahrt.

Der Gemeinde wurde vom Landkreis Ammerland die ge-
wiinschte Verschiebung der OD-Grenze in Richtung Norden
fir den Fall in Aussicht gestellt, dass auf dem betroffenen
Streckenabschnitt der K 131 durch bauliche MaBnahmen (z.B.
Anlage einer Hochbordanlage, Installierung einer Beleuchtung,
Errichtung einer Querungshilfe in Hohe der Einmiindung
Brombeerweg) der Eindruck einer geschlossenen Ortschaft
erzeugt wird.

Die nebenstehenden Ausfithrungen geben den Sachstand zutreffend wieder.

Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. In der Sache kann den Anre-
gungen aufgrund folgender Aspekte jedoch nicht gefolgt werden. Die geplante
Sammeldnderung der Bebauungspléne zielt darauf ab, die ErschlieBungssituation
fiir im wesentlichen bereits vorhandene Gewerbebetriebe entlang der Oldenbur-
ger Strafle durch die Zulassung von direkten Grundstiickszu- und -abfahrten zu
optimieren. Durch die direkte ErschlieBung konnen Umwegfahrten durch das
derzeit genutzte riickwértige gemeindliche ErschlieBungsnetz vermieden werden.
Die Erreichbarkeit der Betriebe wird deutlich verbessert. In der Sache wird sich
das Verkehrsautkommen im Bereich der Oldenburger Strae nicht relevant ver-
andern. Das betrifft sowohl das Kfz-Verkehrsaufkommen als auch die Verkehrs-
beziehungen von FuB3géngern und Radfahrern. Insbesondere fiir die letztgenann-
ten Verkehrsteilnehmer sind keine Verdnderungen zu erwarten, da die {iberwie-
gende Anzahl der Betriebe auch heute bereits direkt von der Oldenburger Strafie
erreicht werden kann.
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Nr.

Trager offentlicher
Belange
Schreiben vom ...

Stellungnahme

Planungsrechtliche Vorgaben
Abwagung/Beschlussempfehlung

Fortsetzung
Niedersdchsische Lan-
desbehorde fiir Stralen-
bau und Verkehr
Geschiftsbereich Ol-
denburg

Inhalt der Sammelénderung o.g. Bebauungspline ist insbeson-
dere die von der Gemeinde beabsichtigte Aufhebung der fest-
gesetzten Zu- und Abfahrtsverbote zur K 131, eine Planung zur
Umgestaltung des betroffenen Streckenabschnittes der K 131,
um den Eindruck einer geschlossenen Ortslage zu schaffen,
wurde bis jetzt jedoch nicht vorgelegt.

Nach Auffassung des NLStBV-OL kann unter diesen Voraus-
setzungen eine Aufhebung der Zu- und Abfahrtsverbote zur
K 131 nur innerhalb der derzeit festgesetzten Ortsdurchfahrt
erfolgen, d. h. im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
Nr. 34 und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 33a
von Str.-km 8,1000 bis 8,650.

Innerhalb der Ortsdurchfahrt kdnnen gemafl § 18 NStrG Zu-
fahrten angelegt werden, wenn diese den Anforderungen der
Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der
Technik geniigen.

Grundsitzlich ist zu beachten, dass Zufahrten auflerhalb von
Kreuzungsbereichen anzulegen sind, dass der Eingriff in den
vorhandenen Geholzbestand so gering wie mdglich gehalten
wird und dass ausreichende Sichtverhiltnisse gewdihrleistet
sein miissen. Die Notwendigkeit der fiir die neuen Zufahrten
im Zuge der K 131 evtl. erforderlichen AusbaumaBnahmen
(z.B. Einbau von Linksabbiegestreifen oder Aufstellbereichen)
richtet sich nach Tabelle 7 der EAHV 93.

Der Zeitpunkt der Verlegung der OD-Grenze ist nicht abseh-
bar. Seitens der NLStBV-OL bestehen daher Bedenken gegen
die geplante Aufhebung der Zu- und Abfahrtsverbote fiir den
Bebauungsplan Nr. 68a, den vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 1 (VEP 1) und den Bebauungsplan Nr. 33a — nérdlich
der Str.-km 8,650 (Festsetzung § 2 Nr. 1 und 2 des Satzungs-
entwurfes), wenn von der Gemeinde nicht gleichzeitig die
erforderlichen MaBnahmen zur Umgestaltung der K 131
durchgefiihrt werden.

Da seitens des StraBenbaulasttragers in der heutigen Situation kein Erfordernis
fiir den Ausbau der Oldenburger Strae mit den nebenstehend angesprochenen
Einrichtungen gesehen wird und sich zukiinftig die Situation aus Sicht der Ge-
meinde durch die Zulassung von Grundstiickszu- und -abfahrten nicht relevant
verdndern wird, ergibt sich auch fiir die zukiinftige Verkehrssituation kein Erfor-
dernis zum Ausbau der Oldenburger Straf3e in der geforderten Form.

Dariiber hinaus ist festzustellen, das auch in weiteren bereits eingerichteten Orts-
durchfahrten an der Oldenburger StraBe die nebenstehend forderten Anlagen
nicht vorhanden sind und auch in jiingsten Verfahren zur Einrichtung einer Orts-
durchfahrt nicht gefordert wurden. Das betrifft sowohl Abschnitte im OT Wahn-
bek als auch im Hauptort Rastede im Bereich der OD Einmiindung Buchenstrafie
bis Einmiindung Borbecker Weg.

Da der StraBBenbaulasttrager fiir diese Abschnitte keinen Handlungsbedarf gese-
hen hat, kdnnen entsprechende Forderungen fiir die nunmehr anstehenden Berei-
che nicht nachvollzogen werden und werden daher im Zuge der Abwégung nicht
beriicksichtigt.

Die Gemeinde Rastede geht davon aus, das die Festlegung der Ortsdurchfahrten
im Bereich des Geltungsbereiches der Sammeldnderung seitens des zustindigen
Straenbaulasttragers zeitnah erfolgt, so das die Voraussetzungen zur Realisie-
rung von direkten Zu- und -abfahrten zur Oldenburger Strafle gegeben sind.
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Trager offentlicher

Planungsrechtliche Vorgaben

Nr. Belange Stellungnahme Abwagung/Beschlussempfehlung
Schreiben vom ...
Fortsetzung Zustindig fiir die Erteilung von Ausnahmen gem. § 24 (7)|Die Gemeinde wird zu gegebener Zeit entsprechende Abstimmungen herbeifiih-
Niedersdchsische Lan- | NStrG von den Bestimmungen des § 24 (1) NStrG ist der | ren.
desbehorde fiir Stralen- | Landkreis Ammerland und ich bitte, mit dem Landkreis und er
bau und Verkehr NLStBV-OL kurzfristig eine Abstimmung iiber das weitere
Geschiftsbereich Ol- Vorgehen zur Schaffung der Voraussetzungen fiir die Verle-
denburg gung der OD-Grenze herbeizufiihren.
Ich bitte um schriftliche Benachrichtigung iiber die Abwégung | Das Abwigungsergebnis wird dem Einwender entsprechend der gesetzlichen
meiner vorgetragenen Anregungen und Hinweise vor Ver6f- | Bestimmungen des BauGB zugeleitet.
fentlichung des Bebauungsplanes .
Nach Abschluss des Verfahrens bitte ich unter Bezug auf Zif- [ Der Hinweis wird beriicksichtig.
fer 38.2 der Verwaltungsvorschriften zum BauGB um Uber-
sendung von zwei Ablichtungen der giiltigen Bauleitplanung
einschlieBlich Begriindung.
6 | Deutsche Telekom AG, | Gegen die Planung bestehen keine grundsitzlichen Bedenken. | Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und redaktionell in den Planunterla-

T-Com
26119 Oldenburg

19.03.2007

Im Planbereich befinden sich zahlreiche Telekommunikations-
anlagen der Deutschen Telekom AG, T-Com.

gen erginzt. Die Leitungen des Versorgungstrigers sind im Zuge der nachfol-
genden Planungen zu Zufahrten von den Vorhabentrégern zu beriicksichtigen.

Keine Anregungen hatten:

Nonkwb =

IHK Oldenburg, Schreiben vom 01.03.2007
Landwirtschaftskammer Niedersachsen, Schreiben vom 26.02.2007
E.ON Netz GmbH, Schreiben vom 06.02.2007

ExxonMobil Production, Schreiben vom 07.02.2007
Entwésserungsverband Jade, Schreiben vom 20.02.2007

GLL Oldenburg, Schreiben vom 08.03.2007

EWE Netz GmbH, Schreiben vom 06.02.2007




Anlage 2 zu Vorlage 2007/077

SATZUNG

Sammeléinderung der Bebauungspline Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes Nr. 1 fiir Teilbereiche entlang der Kreisstrafle 131 (Oldenburger Strafle) im Ortsteil
Wahnbek

§ 1 Geltungsbereich

Die Sammeldnderung umfasst Teile der Geltungsbereiche der Bebauungspldne Nr. 33a, 34, 68 a und
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 entlang der Kreisstrae 131 (Oldenburger Strafie) im
Ortsteil Wahnbek.

§ 2 Festsetzungen

1. Die gemdll § 9 (1) Nr. 11 BauGB festgesetzten Zu- und Abfahrtsverbote entlang der Kreisstralle
131 (Oldenburger Strafie) werden aufgehoben.

2. Die gemaB § 9 (1) Nr. 25 a und 25 b BauGB festgesetzten Flachen fiir Anpflanzungen von Béu-
men, Strduchern und sonstigen Bepflanzungen (§ (1) Nr. 25 a BauGB) sowie Flachen mit Bindun-
gen fiir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von Bédumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzun-
gen sowie von Gewissern (§ 9 (1) Nr. 25 b BauGB) diirfen pro angrenzendem Baugrundstiick fiir
eine Zu-/Abfahrt mit einer maximalen Breite von 12 m unterbrochen werden.

3. Alle weiteren Festsetzungen der Bebauungspldne Nr. 33a, 34, 68 a und des Vorhabenbezogenen
Bebauungsplanes Nr. 1, inklusive der bisher erfolgten rechtskriftigen Anderungen gelten fort.

§ 3 Hinweise
Bodenfunde

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frithgeschichtliche Bodenfunde (das konnen
u.a. sein: Tongefdfscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffillige Bodenverfir-
bungen u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese ge-
mif § 14 Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und miissen dem Nieder-
sdchsischen Landesamt fiir Denkmalpflege — Stiitzpunkt Oldenburg, Ofener Stralle 15, 26121 Olden-
burg angezeigt oder der unteren Denkmalschutzbehorde des Landkreises unverziiglich gemeldet wer-
den. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und
Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige
unverdndert zu lassen, bzw. fiir ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehor-
de vorher die Fortsetzung der Arbeit gestattet.

Altablagerungen

Bei Hinweisen auf Altablagerungen ist unverziiglich die Untere Abfallbehorde zu benachrichtigen.

Leitungen

Die Lage der Versorgungsleitungen ist den Leitungspldnen der Versorgungstrager zu entnehmen; bei
BaumaBnahmen und Bepflanzungen ist Kontakt mit den Versorgungstragern aufzunehmen.
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Brauchwasseranlagen

Sollte die Nutzung; einer Brauchwasseranlage (z. B. Regenwasserzisterne, Hausbrunnen, Grauwasser-
nutzung) im Haushalt vorgesehen sein (z, B. Toilettenspiilung), ist dieses dem Gesundheitsamt; Lange
StraBBe 36, 26655 Westerstede, anzuzeigen. Die Installation solchen Anlagen muss den technischen
Normen entsprechen. Querverbindungen (z, B, Eigenwasserversorgung/6ffentliche Wasserversorgung)
sind auch innerhalb der Hausinstallation nicht zuldssig.

Die anliegende Begriindung ist Bestandteil dieser Satzung.

Rastede, den

Biirgermeister
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Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2007/068
freigegeben am 15.03.2007

GB?2 Datum: 15.03.2007
Sachbearbeiter/in: Stefan Unnewehr

Antrag des CDU Gemeindeverbandes auf Erstellung eines
Wohnmobilstellplatzes mit Ver- und Entsorgung auf dem Marktplatz

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
0] 21.05.2007 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 05.06.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvorschlag:

Auf die Schaffung von Wohnmobilstellpl&tzen auf dem Marktplatz wird verzichtet.
Die Verwaltung wird beauftragt, Kostenalternativen fir die Verénderung auf vorhandenen

Stellplétzen auf dem Parkplatz MUhlenstral3e / Ecke Eichendorffstral3e bzw. die Flache
Bauernmuseum vorzulegen.

Sach- und Rechtslage:

Mit Schreiben vom 02.02.07 hat der CDU Gemeindeverband Rastede beantragt, die Ge-
meindeverwaltung moge prufen, ob auf dem Marktplatz eine Stellplatzmtglichkeit fir
Wohnmobile mit einer Ver- und Entsorgungsstation geschaffen werden kann.

Die Begrindung kann dem als Anlage beigefligten Antrag entnommen werden.
Seitens der Verwaltung wurde eine Prifung folgender Bereiche vorgenommen:

e Welchen Wirtschaftsfaktor stellen Wohnmobilisten fir die Gemeinde Rastede dar?

e Welcher Bedarf besteht insgesamt an Wohnmobilstellpldtzen in der Gemeinde
Rastede?

e Welche rechtlichen und technischen Anforderungen werden an Wohnmobilstellplédtze
gestelIt?

e Welche Kapazitéten mit welcher Ausstattung sind bereits in der Gemeinde Rastede
vorhanden?

e Gibt es konkrete Nachfragen fur Wohnmobilstellplétze auf dem Marktplatz?

e Reichen die vorhandenen Flachen des Markplatzes aus, um dort Wohnmobilstellpl&tze
Zuredisieren?




Welchen Wirtschaftsfaktor stellen Wohnmobilisten fur die Gemeinde Rastede dar?

Der Deutsche Tourismusverband e.V. (DTV) hat eine Grundlagenuntersuchung vor-
genommen und eine umfassende Darstellung des 6konomischen Stellenwertes des Camping-
tourismus in Deutschland erarbeitet. Ohne Fahrzeuge auf Dauerstellplatzen wird insgesamt
von einem Bestand von 620.000 Caravans und 440.000 Reisemobilen in Deutschland aus-
gegangen. Der DTV hat insgesamt 148,5 Millionen Ubernachtungen jahrlich von Camping-
gasten in Deutschland errechnet. Davon sollen 11,7 Millionen Ubernachtungen mit Reise-
mobilen aulRerhalb von Campingplétzen und 14,7 Millionen auf Tagesreisen (vom Wohnort)
mit Reisemobilen entfallen. Der DTV fihrt weiterhin aus, dass pro Kopf und Tag 37,20 € bei
Reisemobilisten auf3erhalb von Campingpldtzen umgesetzt werden (das beinhaltet aber auch
die Fahrzeugkosten). Aussagen Uber regionale Verteilungen, touristische Schwerpunktgebiete
oder die Auslastung einzelner Anlagen werden nicht getroffen.

In der Gemeinde Rastede werden die Nutzer der unentgeltlichen Stellflachen auf dem Park-
platz Muhlenstral3e / Ecke Eichendorfstralie statistisch nicht erfasst. Die Verwaltung schétzt,
dass aulerhalb von GroRveranstaltungen in den Sommermonaten téglich zwei bis vier Fahr-
zeuge die vorhandenen Stellplétze nutzen. Wirtschaftlich diirfte somit dieses touristische
Segment fur die Gemeinde Rastede nur eine untergeordnete Rolle spielen. Fraglich bleibt
auch, ob durch die Schaffung einer geringen Anzahl moderner oder zusétzlicher Stellplétze
die Frequentierung wesentlich gesteigert und dadurch ein spirbares Wirtschaftspotenzial er-
schlossen werden konnte.

Welcher Bedarf besteht insgesamt an Wohnmobilstellplatzen in der Gemeinde Rastede?
Wie bereits ausgeftihrt, gibt es Grundlagenuntersuchungen, die sich mit dem Wirtschafts-
faktor Campingtourismus in Deutschland ausei nandersetzen; ob und in welchem Umfang
allerdings ein Bedarf in einzelnen Regionen oder sogar Orten besteht, wurde nach Kenntnis
der Verwaltung bisher nicht untersucht. Ob eine verbesserte Infrastruktur fir Wohnmobilisten
automatisch zu einer htheren Frequentierung der Gemeinde Rastede fuihren wiirde, bleibt
somit rein spekulativ. Nach Kenntnis der Verwaltung wird alerdings das vorhandene
Potenzial (sh. Kapazitéten) nicht voll ausgeschopft.

Welche rechtlichen und technischen Anforderungen werden an Wohnmobilstellplatze
gestellt?

Zunéchst ist auszufihren, dass das Halten und Parken von Wohnmobilen, Caravan und Ge-
spannen im offentlichen Stral3enverkehr dort erlaubt ist, wo es nach der Stral3enverkehrs-
ordnung oder anderen Zeichen nicht ausdrticklich verboten ist. Beim Parken darf die
Campingausrustung im Fahrzeug genutzt werden. Campingahnliches Leben, wie das Heraus-
stellen von Tischen und Stiihlen, gilt als verkehrsfremd und darf beim Parken und Uber-
nachten nicht stattfinden. Eine einmalige Zwischentibernachtung zur Wiederherstellung der
Fahrttichtigkeit ist auf Parkpldtzen grundsétzlich zuléssig.

Rechtlich gesehen sind Wohnmobilstell plétze bauliche Anlagen, die der Genehmigung durch
die jeweils zusténdige Baubehdrde bedirfen. Bei der Schaffung entsprechender Anlagen sind
somit Fragen der allgemeinen Gestaltung, des Umweltschutzes, des Brandschutzes, Unfall-
verhitungsvorschriften, die Sicherheit und Ordnung, Hygienevorschriften und die Vor-
schriften fir mobilitatsbeschrankte Menschen zu beachten.

Der Deutsche Tourismusverband (DTV) empfiehlt aul3erdem eine Standplatzmindestgrofie
pro Fahrzeug von 5m x 10m (50m?).Aul3erdem fuhrt der DTV aus, dass die Lage einer Anlage
wesentlich die Akzeptanz seitens der mobilen Géste beeinflusst. Eine attraktive Lage und An-
bindung wird gekennzeichnet durch eine ruhige Lage, Natur- und Wassernahe, I nnenstadt-
und Zentrumsnahe, Néhe zu Sehenswirdigkeiten und touristischen Attraktionen, komfortable



Erreichbarkeit GUber Hauptverkehrsstral3en, gute Anbindung an 6ffentliche Verkehrsmittel,
Anschluss an Rad-, Wasser- und Wanderwegenetze und kurze Fuwege zu allen touristischen
Angeboten.

Welche Kapazitaten mit welcher Ausstattung sind bereits in der Gemeinde Rastede vor-
handen?

Aktuell gibt es fur Wohnmobilisten drei Mdglichkeiten Stellplétze in der Gemeinde Rastede
Zu nutzen.

Die erste Moglichkeit besteht in der kostenpflichtigen Inanspruchnahme des Campingplatzes
»Am Naturbad” in Hahn. Dort stehen ca. 12 Durchgangsplétze zur Verfiigung. Diese Plétze
verfligen Uber die beste technische Ausstattung im Gemeindegebiet. Jeder Stellplatz ist mit
einer Strom-, Wasser- und Abwasserversorgung ausgestattet. Daneben gibt es eine Ent-
sorgungsstation (die auch von Fahrzeugen genutzt werden kann, die nicht in Hahn tber-
nachten wollen) und die Sanitér- und Sozialeinrichtungen des Campingplatzes. Dieser Platz
entspricht in vollem Umfang den vom DTV empfohlenen Ausstattungs- und Lagemerkmalen
einer modernen Anlage mit der Ausnahme, dass keine Innenstadt- und Zentrumsnahe besteht.

Die zweite Mdglichkeit besteht in der Nutzung des Parkplatzes M Uhlenstral3e / Ecke
Eichendorffstralie hinter dem Altenwohnzentrum. Da es sich um einen reguléaren Parkplatz
handelt, wurde hier die Aufenthaltsdauer auf einen Tag beschrankt. Der vorhandene Platz
reicht fur 5 bis 10 Wohnmobile aus, soweit keine besonderen Anforderungen an den Standort
gestellt werden. Wahrend Grol3veranstaltungen kann es passieren, dass sich der Wohnmobilist
zwischen parkenden Autos wieder findet, dafr ist die Nutzung aber kostenlos. Einen Ver-
oder Entsorgungspunkt gibt es derzeit nicht. In den Sommermonaten kénnen die Sanitérein-
richtungen des Freibades genutzt werden. Die ruhige Lage des Platzes und die Néhe zum
Zentrum und/oder anderer Einrichtungen der Gemeinde spricht fir den Erhalt des Platzes.

Die dritte Moglichkeit besteht in der Nutzung der privat vom Bauernmuseum zur Verfligung
gestellten Flachen an der Raiffeisenstral3e. Es werden ca. 6 bis 7 Stellplétze angeboten. Die
Aufenthaltsdauer ist nicht beschrénkt. Pro Tag fallt eine Gebuhr in Héhe von 5,-- EUR an.
Fur die Inanspruchnahme von Strom und Wasser wird zusétzlich 1,-- EUR erhoben. Einfache
Dusch- und Sanitareinrichtungen sind vorhanden. Eine Entsorgungsméglichkeit fir Fakalien
besteht nach Aussage des Betreibers ebenfalls.

Gibt es konkrete Nachfragen fur Wohnmobilstellplatze auf dem Marktplatz?

Die Residenzort Rastede GmbH fihrt hierzu aus, dass sie bereits haufiger von Wohn-
mobilisten auf die schlechte Versorgung mit zentrumsnahen WWohnmobilstellplétzen an-
gesprochen wurde. Insbesondere die Ausstattung der Anlage MUhlenstral3e / Ecke
EichendorffstralRe wurde bemangelt. Angesprochen wurde auch, dass offensichtlich bel der
Nutzung der Stellflachen des Bauernmuseums eine gewisse Hemmschwelle besteht, daes sich
um einen relativ versteckten Platz auf einer Privatanlage handelt. Als entscheidender Nachteil
der Anlage in Hahn wurde die grof3e Entfernung zum Zentrum genannt. Konkrete Anfragen
von Wohnmobilisten beziiglich eines Angebotes an Stellflachen auf dem Markplatz wurden
bisher nicht an die GmbH herangetragen.

Reichen die vorhandenen Flachen des Markplatzes aus, um auf dem Marktplatz
Wohnmobilstellplatze zu realisieren?

Die Frage, ob die vorhandenen Flachen des Markplatzes ausreichen, um Wohnmobilstell-
plétze zu schaffen, l&sst sich an dieser Stelle nicht klaren, sondern bedirfte eines konkreten
Planungsauftrages zur abschlief3enden Klarung.



Seitens der Residenzort Rastede GmbH wird diesbeziiglich vorgeschlagen, die vorhandene
Grunflache zwischen der Kleibroker Straf3e und der gepflasterten Flache des Marktplatzes zu
nutzen und eine Zufahrt Uber die Kleibroker Strale zu realisieren. Wie bereits ausgefihrt,
spricht sich der DTV fir eine Mindestgrof3e von 50m? pro Stellplatz aus. Fraglich wére es
somit, ob sich an dem von der GmbH vorgeschlagenen Standort Uberhaupt el ne angemessene
Zahl von Stellplétzen realisieren l&sst. Eine Reduzierung der vorhandenen Parkplétze er-
scheint im Hinblick auf Markttage und/oder sonstige V eranstaltungen problematisch.

Fazit:

Aus Sicht der Verwaltung ist es schwer einzuschétzen, ob eine Verbesserung und/oder Er-
weiterung von Wohnmobil stell plétzen automatisch zu einem anderen Nutzerverhalten mit
entsprechenden konomischen Wirkungen fuhren wiirde. Dabel ist sicherlich unstrittig, dass
fUr einen Residenzort ein Grundbedarf an zentrumsnahen, attraktiven Stellpléatzen besteht.

Wie bereits anfanglich ausgefiihrt, beeinflusst die Lage und Ausstattung einer Anlage wesent-
lich die Akzeptanz seitens der mobilen Gaste. Die Verwaltung erachtet es deshalb als vorteil-
hafter, auf die Schaffung von Stellplétzen auf dem Marktplatz zu verzichten. Das geringe
Platzangebot und die auf dieser Fl&che vorgesehen Nutzung (Wochenmarkt, Frihlings- und
Herbstmarkt etc.) disqualifizieren den Bereich als dauerhaften Stellplatz. Als sinnvolle und
kostenguinstige Alternative ware denkbar, die an der Muhlenstral3e / Ecke Eichendorffstral3e
vorhandenen Stellplatze ggfls. zu attraktivieren, ersatzwei se auch mit dem Inhaber des
Bauernmuseums zu sprechen, inwieweit dort noch Veranderungsmadglichkeiten gesehen
werden.

Allesin allem kdnnten touristische und 6konomische Interessen sinnvoll berticksichtigt und
etwaige Kosten fur die Gemeinde in einem vertretbaren Rahmen gehalten werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Die erforderlichen Haushaltsmittel fur Planungskosten werden in den Haushalt 2008 ein-
gestellt.

Anlagen:

1. Antrag der CDU
2. Planungshilfe desDTV
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Antrag ,,ErstellungEﬁ'e_s'i‘vi;h“nrﬁdbilsteiiblatzes mit Ver. — Entsorgung*

Sehr geehrter Herr Biirgermeister Decker, Rastede den 02.02.2007

der CDU Gemeindeverband Rastede stellt hiermit iiber den Kultur- und Sportausschuss
folgenden Antrag.

Die Verwaltung der Gemeinde Rastede moge iiberpriifen, ob auf dem Marktplatz eine
Stellplatzmdglichkeit fiir Wohnmobile mit einer Ver.- und Entsorgestation geschaffen werden
kann!

Begriindung:
Im Zuge des Kommunalmarketings der Gemeinde Rastede und der damit

einhergehenden Stirkung der Wortmarke ,,Residenzort Rastede* ist es sinnvoll, unsere
weit iiber die Grenzen der Gemeinde Rastede bekannten Sehenswiirdigkeiten stiirker
herauszustellen. Mit dieser MaBnahme wiirde es nicht nur gelingen, zusiitzliche
Tagesgiste zu gewinnen, sondern obendrein noch positive Impulse fiir den Einzelhandel
und somit fiir Wirtschaftsstandort Rastede zu erzielen.

Zur Ver.- und Entsorgung kionnten die bestehenden Anlagen auf dem Marktplatz, bzw.
das Toilettengebiude mit eingebunden werden.

Stellplitze konnten am Randstreifen/ Griinstreifen des Marktplatzes auf Hohe der
KleibrokerstraBe entstehen.

Durch die Niihe zum Infobiiro und auch Zentrale Ortslage ist es ein Idealer Standort fiir
Besucher unserer Gemeinde!

Dieser Antrag diirfte bei der Residenzort GmbH als auch beim HGV seinen Zuspruch
finden.

Wir hoffen auf eine positive Entscheidung des Rates.

Mit freundlichen Griifen

Jiirgen von Deetzen Torsten Wilters
2. stellvertretender Vorsitzender Vorsitzender
CDU Ortsverbandverband Rastede CDU Ortsverband
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Wohnmobilstellplatze

Die vorliegende Planungshilfe wurde vom Deutschen Tourismusverband (DTV) in
Zusammenarbeit mit dem Allgemeinen Deutschen Automobil-Club (ADAC), dem Bundesver-
band der Campingwirtschaft in Deutschland (BVCD), dem Caravaning Industrie Verband
(CIVD), dem Deutschen Caravaning Handels-Verband (DCHV), dem Euro Motorhome Club
(EMHC) und der Reisemobil Union (RU) — Dachverband der Reisemobilfahrer Deutschland
— erstellt. Ihr Ziel soll es sein, Anbietern verlassliche Empfehlungen zur Anlage und Ausstat-
tung von Wohnmobilstellplatzen zu liefern. Sie versteht sich als ein vorbereitender Schritt zu

einer Vereinheitlichung der unterschiedlichen Vorgaben fiir die Einrichtung solcher Platze.
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Die jeweils giiltigen Gesetze, Verordnungen und Satzungen sind jedenfalls einzuhalten.

DTV

DEUTSCHER TOURISMUSVERBAND E. V.
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Definition

Wohnmobilstellplatze sind eigens fiir die spezifischen
Anforderungen von Wohnmobilen und ihren Nutzern
ausgestattete Ubernachtungsplatze beziehungs-
weise Standplatze, deren Benutzung direkt oder indi-
rekt entgeltpflichtig ist.

Ausgangssituation

Die Zahl der Wohnmobilfahrer ist in den vergange-
nen Jahren rasant gestiegen. Allein in Deutschland
gibt es derzeit etwa 430.000 zugelassene Wohnmo-
bile, europaweit sind es iber eine Million.

Bereits in der Vergangenheit haben es etliche
Gemeinden, aber auch Freizeitparkbetreiber, Gastro-
nomen und Hoteliers oder sonstige Privatunterneh-
men verstanden, von diesem Trend zu profitieren
und haben bislang mehr als 2.000 Stellplatze fiir
diese Gastegruppe eingerichtet. Die Vorteile liegen
dabei auf der Hand: Den Kommunen gelingt es so,
zusatzliche Kunden fiir den lokalen Einzelhandel zu
gewinnen. Mancher Ort hat durch seine betonte
,Wohnmobilfreundlichkeit* an touristischem Profil
weiter gewonnen. Freizeitparks verzeichnen durch
neue Gaste eine héhere Auslastung und auch Gastro-
nomie- und Hotelleriebetriebe servieren das eine
oder andere zuséatzliche Meni, wenn sie eine kosten-
lose Ubernachtungsméglichkeit als Dreingabe offe-
rieren. In jingster Zeit sehen auch immer mehr
Unternehmer die Chance, mit reinen Wohnmobilstell-
platzen wirtschaftlich erfolgreich zu sein.

Doch mit dem Angebot wachsen auch die Anspriiche
der Gaste. So erwarten Wohnmobilfahrer heute von
einem Stellplatz weit mehr als nur eine simple Park-
flache. Nur Anlagen, die in Lage und Ausstattung
sowie hinsichtlich ihrer Ver- und Entsorgungseinrich-
tungen gewissen Standards geniigen, werden auf
Dauer zufriedene Gaste und ein zufriedenes Umfeld
garantieren.

Planungsrechtliche Grundlagen

Rechtlich gesehen sind Wohnmobilstellplatze “bau-
liche Anlagen”, die der Genehmigung durch die
jeweils zusténdige Baubehorde bediirfen, denn eine
genehmigte Anlage bietet Rechts- und Investitionssi-
cherheit. In der Mehrzahl der Bundeslander ist die
Errichtung von Wohnmobilstellplatzen in Landesbau-
ordnungen bzw. Sonderbauvorschriften wie den

Campingplatzverordnungen entweder ausdriicklich
oder allgemein geregelt. Darin sind zum Teil Festle-
gungen getroffen, die unter Umstanden auch bei der
Errichtung von Wohnmobilstellplatzen zu beachten
sind,

wie z. B.

m Aligemeine Gestaltung, Umweltschutz
Begriinung, MindestparzellengroBe, Versiege-
lungsgrad etc.

m Brandschutz
Dimensionierung der Zufahrt- und Fahrwege,
Mindestsicherheitsabsténde, Brandgassen, Vor-
halten von Feuerldschern etc.

m Unfallverhiitung/Verkehrssicherung
Platzbeleuchtung etc.

m Sicherheit und Ordnung
Notruf-Informationen, Einfriedung der Anlage,
Platzaufsicht etc.

m Hygiene
Trinkwasserversorgung, Abwasser- sowie Millent-
sorgung, sanitare Einrichtungen

m Besondere Einrichtungen fiir
Mobilitatseingeschrankte

In Kiirze wird an dieser Stelle auf
die Campingplatzverordnungen in den
Landern verlinkt.




Lage und Anbindung

Die Wahl des richtigen Standortes verlangt einiges
Fingerspitzengefiihl. Seine Lage beeinflusst wesent-
lich die Akzeptanz seitens der mobilen Géaste und
trégt somit zum Erfolg des Wohnmobilstellplatzes
bei. Doch was kennzeichnet nun eine attraktive Lage
und Anbindung?

Ruhige Lage

Natur- und Wassernahe

Innenstadt- und Zentrumsnéhe

Nahe zu Sehenswiirdigkeiten und touristischen
Attraktionen

m Komfortable Erreichbarkeit (iber Hauptverkehrs-
straBen

m Gute Anbindung an 6ffentliche Verkehrsmittel

m Anschluss an Rad-, Wasser- und Wanderwegenetze

m Kurze FuBwege zu allen touristischen Angeboten

Beschilderung

Eine Beschilderung im Ort zum Auffinden der Wohn-
mobilstellplatze ist im Sinne der Verkehrsfiihrung
dringend erforderlich. Ebenso sollte auch eine deut-
liche Kenntlichmachung des eigentlichen Platzes bei
der Zufahrt erfolgen; dazu empfiehlt sich — soweit
zulassig — die Verwendung des Parkplatzzeichens
Nr. 314 der StVO in Verbindung mit dem dargestell-
ten Wohnmobilpiktogramm, mit oder ohne Hinweise
fir ,Frischwasser”, ,Entsorgung Mobiltoilette” und
,Entsorgung Grauwasser".

Platzgelande, Platzgestaltung und Stand-
platze

Die Fahrwege auf dem Platzgelande miissen Gber
eine ausreichende Breite verfiigen und flir Fahrzeuge
bis zu einer Gesamthohe von maximal vier Metern
passierbar sein. Gartnerische GestaltungsmaBnah-
men im AuBen- und Innenbereich eines Stellplatzes
begiinstigen in aller Regel sein Erscheinungsbild im
Hinblick auf Anlieger wie auch Wohnmobiltouristen.
Entsprechende BegriinungsmaBnahmen dienen zum
einen der Gelandestrukturierung, zum anderen bie-
ten sie auch Schatten oder Sichtschutz.

Wohnmobiltouristen erreichen ihr Ubernachtungsziel
nicht selten spatabends, eine ausreichende Beleuch-
tung der Wege sowie der Ver- und Entsorgungsein-
richtungen sind somit Aspekte des Komforts und der
Sicherheit.

Die Standplétze sollten eben und mit einer guten
Oberflachenentwasserung/-versickerung versehen
sein. Die Tragfahigkeit des Untergrunds sollte minde-
stens fiir Fahrzeuge mit einem Gesamtgewicht von
3,5 Tonnen ausgelegt sein. Mit diesem Richtwert
deckt man 85 Prozent des aktuellen Bestands an
Wohnmobilen ab.

Es wird empfohlen, dass ein einzelner Standplatz

eine Mindestlange von 10 Metern und eine Mindest-
breite von 5 Metern aufweist.

Ver- und Entsorgungseinrichtungen

Stromversorgung

Wohnmobilstellplatze sollten iiber eine ausreichende
Anzahl an Stromanschliissen verfligen, die der Norm
VDE 0100 entsprechen missen. Vor dem Hinter-
grund der unterschiedlichen Stromnutzungsgewohn-
heiten unter den Wohnmobilfahrern ist eine ausrei-
chende Stromabsicherung mit 16 Ampere sinnvoll,
da hierdurch z. B. auch der stérungsfreie Einsatz von
Klimaanlagen gerade groBerer Wohnmobile gewéahr-
leistet bleibt. Mittels geeigneter Verlangerungskabel
konnen Distanzen bis 20 Meter zur néchstgelegenen
Mehrfachstromsaule tiberbriickt werden.
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Frischwasserversorgung

Grundsétzlich hat man bei der Frischwasserversor-
gung die Wahl zwischen individuellen Anschlussmog-
lichkeiten an den einzelnen Standpldtzen oder einer
einzigen zentralen Station. In beiden Fallen sollte die
Wasserentnahmestelle mit einem 3/4-Zoll-Gewinde
ausgestattet sein. Wasserschlauch und erforderlicher
Adapter werden in aller Regel im Wohnmobil mitge-
flhrt.

Abwasserentsorgung

Auch die Abwasserentsorgung kann dezentral oder
zentral gestaltet werden. Bei der Standortwahl der
dezentralen Abwasserentsorgung ist zu berticksichti-
gen, dass die Auslaufe der Grauwasser- und Faka-
lientanks bei den verschiedenen Wohnmobilmodel-
len an unterschiedlichen Stellen der Fahrzeuge zu
finden sind. Aus dem gleichen Grunde sollte bei der
Einrichtung einer zentralen Abwasserentsorgung fiir
Wohnmobile eine entsprechende Rangierflache vor
dieser vorhanden sein.

Zentrale Servicestationen sind leicht zu installieren
und bieten Mdglichkeiten zur Versorgung mit Frisch-
wasser sowie zur Entsorgung von Abwasser und
Fakalien. Sie bieten optional auch Anschliisse zur
Stromentnahme. Uberfahrbare Edelstahl- oder
Betontrichter mit Wasserspiilung sind ebenfalls eine
geeignete Losung. Der Einlass der Entsorgungssta-
tion sollte méglichst ebenerdig angeordnet sein und
den technischen Vorschriften entsprechen.

Klicken Sie bitte hier, um zu einem System-
vergleich der gangigsten Ver- und Entsor-
gungsstationen zu kommen.

Grundsétzlich missen die Gaste aufgefordert wer-
den, nur Sanitérzusatze in die Stellplatzkanalisation
einzuleiten, die eine ,Blauer-Engel“Zertifizierung
(Norm RAL ZU 84a) tragen.

Abfallentsorgung

Fir Reiseabfélle muss eine Entsorgung geméaB den
vor Ort geltenden Bestimmungen sichergestellt sein.

Bonn, im August 2005

Sanitar-Einrichtungen

Die Mehrzahl der zugelassenen Wohnmobile verfi-
gen (ber eigene sanitdre Einrichtungen an Bord.
Allerdings kdnnen gerade auf groBeren Wohnmobil-
stellplatzen sanitare Anlagen durchaus sinnvoll sein
und dariiber hinaus den Komfort steigern.

Barrierefreie Einrichtungen

In Deutschland gibt es derzeit keine amtlichen Stati-
stiken dariiber, wie hoch der Anteil mobilitatseinge-
schrénkter Wohnmobiltouristen ist. Man muss
jedoch davon ausgehen, dass der absolute Anteil
dieser Gruppe von Touristen beachtlich ist. Haufig
kann schon durch wenige zusatzliche MaBnahmen
der Grad der Barrierefreiheit auf Stellplatzen erhoht
werden.

Dabei sollten folgende Punkte besondere Beachtung
finden

Stellplatz als barrierefrei kennzeichnen
Kurze Wege fiir die Nahversorgung
Zufahrtswege ohne Stufen
Rollstuhlgerechte Pflasterung

Evtl. entsprechende Sanitédr-Anlagen

Ausfiihrlichere Auskiinfte erhalten Sie unter
(www.bsk-ev.de] oder (www.natko.de).

Sonstige Einrichtungen

Um die Wohnmobiltouristen méglichst umfassend
uber die jeweiligen Leistungen des Stellplatzes aber
auch das touristische Potenzial der Umgebung infor-
mieren zu kdnnen, sind Hinweistafeln mit folgenden
Angaben wiinschenswert.

m Stellplatzbetreiber

m Stellplatzgebiihr

m Stellplatzordnung

m Notrufinformationen

m Umgebungsplan/Stadtplan

m Fahrplane der offentlichen Verkehrsmittel
m Gastronomie und Einkaufsméglichkeiten
m Rad-, Wasser- und Wanderwege

m Touristische Attraktionen

m Hinweis auf Campingplatze der Umgebung
m Tourist-Information

Deutscher Tourismusverband e.V. (DTV)
Bertha-von-Suttner-Platz 13 - 53111 Bonn
Tel. 02 28 /98522 -0

Fax 02 28 / 985 22 28

W
kontakt@deutschertourismusverband.de

www.deutschertourismusverband.de 4
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Ubersicht tiber die gangigsten Ver- und Entsorgungsstationen

Seite 1 von 2

schriftl. Erklarung

Name Elomat EVA Holiday-Clean RWD Sani Station| Seijsener
Hygienja Quatro Holiday-Clean I Holiday-Cleany I Cleanstar ST-SAN I ST-UNI
Hersteller Elomat Wassertechnik GmbH Versorgungsanlage Schweitzer Freizeit-Reisch Reise- und Wirtschaftsdienst L.A.S.-GmbH Seijsener
IMetallverarbeitung  fFreizeittechnik GmbH
IMattich-Elomatstr. 10 Am Nickelgarten 20 IMuhléckerstr. 11 Inh. Rosemarie Hensel Léhmann
D-77880 Sasbach D-67503 Westhofen D-97520 Réthlein Postfach 520535 Osemundstr. 19 Fischteiche 4
Tel: 07841 - 2077 - 0 Tel: 06244 - 905514 Tel: 09723 - 9116 -0 D-12595 Berlin D-58636 Iserlohn D-32683 Barntrup
Fax: 07841 - 2077 - 22 Fax: 06244 - 905513 Fax: 09723 - 9116-66 Tel: 030 - 9933465 Tel: 02371-9630-80 JTel: 05263-93900-0
Fax: 030 - 99276224 Fax: 02371-9630-81 jFax: 05263-9390099
wittenauer@elomat.de [post@vas-wohnmobilservice.de linfo@freizeit-reisch.de finfo@las-gmbh.de [info@seijsener.de
www.elomat.de www.vas-wohnmobilservice.de www . freizeit-reisch.de www.st-san.de www.st-uni.de www.sani-station.de Jwww.seijsener.de
Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung Abbildung
Strom- und Frischwasser- Zentral 1-4 Fzg. Zentral Zentral Zentral 2-4 Fzg. Zentral Zentral Zentral optl.
versorgung
Bauseitig erforderliche
Anschliisse
Elektro Wechselstrom 220V/16A Wechselstrom 220V/16A Wechselstrom 220V/16A optl. 230V | 230V 230V 230V
Steckdosen optl. | 1 (4 optl.) optl., 4 max. - - | 2 optl., 4 max. - -
Frischwasser DN 20, 25 oder 3/4" Polyrohr max. 22mm normaler Anschluss z.B. 1/2", 3/4" 3/4" 3/4" 3/4" DN 20
Anschliisse 1 | 1 (4 optl.) 1 1 1 | 2 1 1 1 1
Abwasser/WC Abflussrohr DN 100 Abflussrohr DN 100 Abflussrohr DN 100 Abflussrohr DN 75 Abflussrohr DN 100§ Abflussrohr DN 100
Einkanal X | X X X | X X | X X X
Zweikanal X |
Fundament Easybox-Fertigschacht-System aus GFK Grundrahmen/Bodenanker Festschrauben auf Fundament aus Beton, Kies Fertigfundament Fundmentlose lschrauben auf Fundaf Fertigfundament
Schachttiefen: 78cm Sommer, 120cm Wint muss einbetoniert werden Montage aus Beton, Kies aus Beton
in Betonschacht einzusetzen
Wartung autark autark autark autark autark autark
Bezahlungssystem Miinzeinwurf opt. optl. Munzeinwurf optl. optl. optl. Miinzeinwurf Munzeinwurf
Betriebsanweisung Sprachmodul Schriftl. Erklarung Piktogramm Mehrsprachig an Saule Piktogramm ehrsprachig an Saul -

IMégliche Anderungen
durch Betreiber

Trinkwasserabgabe -

Trinkwasserabgabe (optl.)

Trinkwasserabgabe

Trinkwasserabgabe (optl.)

Trinkwasserabgabe (optl.)

Trinkwasserabgabe

Trinkwasserabgabe

Abwasserspulzeit

Offnung Gullydeckel zeit-

Beleuchtung

geschaltet (optl.)

Minzeinwurfmenge

Trinkwasserabgabe

beides einstellbar

hengenabhéangig (optl.

X = vorhanden

- = nicht moglich/lieferbar

opt. = optional/nachrustbar

Fortsetzung auf Seite 2

mengen-/zeitabgéngig zeitabhangig (optl.) mengenabhéngig mengenabhangig (optl.) zeitabhangig (optl.) zeitabhangig zeitabhéngig
Hygieneschutz X - X X X X - - X -

Entsorgung

Saule - X X X X X - X X -
Uberfahrbarer Trichter X - - - - - X optl. - X
Separater Wasserhahn/ X - X X X - X X X -
Spulvorrichtung zwecks
Kassettenspilung
Spulvorrichtung fir X X X X X - X X X optl.
Abwassertrichter/-becken

Trotz Sorgf-éiltiger Zusammenstellung kann keine Gewahrleistung garantiert werden!


http://www.civd.de/ver-entsorgung/Elomat_Hygenia.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Elomat_Quattro.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/EVA.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Holiday-Clean.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Holiday-Cleany.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Holiday-Cleanstar.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/ST-SAN.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/ST-UNI.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Sani_Station.jpg
http://www.civd.de/ver-entsorgung/Seijsener.jpg

Fortsetzung von Seite 1

Ubersicht tiber die gangigsten Ver- und Entsorgungsstationen

X = vorhanden

- = nicht maglich/lieferbar

opt. = optional/nachriistbar

k. A. = keine Angaben

Auch EigenbaumalRnahmen sind moglich!

Seite 2 von 2
Name Elomat EVA Holiday-Clean RWD Sani Station| Seijsener
Hygienja QU atro Holiday-Clean I Holiday-Cleany I Cleanstar ST-SAN ST-UNI
[Material V2A V2A Al-Legierung, eloxiert Saule aus verzinktem/pulverbeschichtetem Stahl V4A V4A V4A Edelstahl
Sockel aus Nirostahl

Klstentauglich X X X X X X X X X X

(It. Hersteller)

Wintertauglich mit Winterschacht oder X X opt. opt. opt. opt. X -

durch Nachriistung
Elektroheizung

Beleuchtung X optl. optl. X X X opt. opt. X -
Grundmodell-Preis in € ca. 4480 2020 2425 4590 2268 1298 2398 1371 5900 930

(Stand 05. 2005)

Derzeit in Deutschland 20 13 20 340 5 50 115 5 230 k. A.

im Einsatz ca. neu seit 2004 neu seit 2004

(Stand 05. 2005)

Nachriistbare Funktionen Bitte an Hersteller wenden! Bitte an Hersteller wenden! Bitte an Hersteller wenden! Bitte an Hersteller wenden! e an Hersteller wendgqte an Hersteller wenden!

Trotz sorgf-éiltiger Zusammenstellung kann keine Gewahrleistung garantiert werden!
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Beschlussvorlage

Vorlage-Nr.: 2007/099
freigegeben am 04.05.2007

GB 3 Datum: 04.05.2007
Sachbearbeiter/in: Frau Wahl, Kirsten

Ausbau des Meenheitsweges von der Wilhelmshavener Straf3e bis zur
Einmindung Schlehenweg

Beratungsfolge:

Status Datum Gremium
0] 21.05.2007 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en
N 05.06.2007 V erwaltungsausschuss

Beschlussvorschlag:

Der Meenheitsweg wird mit einem Fuf3-/Radweg von 1,50 m Breite und einer Fahrbahn von
im Mittel 4,75 m ausgebaut. Durch Fahrbahnversadtze werden die Voraussetzungen fur eine 30
km — Zone geschaffen.

Der Beschluss und dessen stral3enausbaubeitragsrechtliche Auswirkungen sind den Eigen-
tumern in einer Eigentimerversammlung mitzuteilen.

Sach- und Rechtslage:

Die Stral3enbauarbeiten fir den Endausbau des Rotdornweges sind nun soweit abgeschl ossen,
dass im Sommer dieses Jahres mit dem Ausbau des Meenheitswegs begonnen werden soll.
Zur Zeit sind noch drei freie Grundstiicke im neuen Baugebiet verfugbar.

Im Verwaltungsausschuss vom 31.08.2004 (Vorlage Nr. 2004/192A) ist die Verwaltung be-
auftragt worden, den Anliegern des Meenheitswegsin einer Anliegerversammlung zwei Aus-
bauvarianten und die damit verbundenen Auswirkungen hinsichtlich des Stral3enausbaubei -
trages vorzustellen. Die Anliegerversammlung ist am 09.12.2004 durchgeftihrt worden. Als
Ergebnis der Anliegerversammlung ist festzuhalten, dass es kein klares Votum fur die eine
oder andere Alternative gegeben hat. Einerseits begriiRen die Anwohner den niveaugleichen
Ausbau, da hier ein Grofteil der B&ume an der Nordseite erhalten bleiben kann, andererseits
sehen sie bei diesem Ausbau eine Gefahr fur die Ful3- und Radfahrer, da sie sich bei dieser
Variante mit den Fahrzeugen die Fahrbahn teilen missen.

Bel einem niveaugleichen Ausbau wiinschen sich die Anwohner, dass dann der Meenheitsweg
auf dem ausgebauten Teilstiick al's verkehrsberuhigter Wohnbereich beschildert wird.




Grundsétzlich hat der Landkreis seinerzeit hierfur signalisiert, dass er eine verkehrsbehord-
liche Anordnung hierfur erteilen wirde. Jedoch hat er gleichzeitig mitgeteilt, dass er dann
regel mafdig Geschwindigkeitskontrollen durchfiihren lassen wird, denn es wird bezweifelt,
dass die Akzeptanz der Verkehrsteilnehmer vorhanden ist, die erlaubte Geschwindigkeit von
4 —7 km/h einzuhalten.

Aus Sicht der Verwaltung gibt es zu den Varianten 1 und 2 (siehe Anlage) folgende An-
merkungen zu machen.

Aus Sicht der Anlieger gibt es mindestens zwei verstandliche Hauptargumente. Zum einen
sollen die Kosten moglichst gering fur die bevorteilten Grundstiickseigentimer ausfallen und
zum anderen soll die Stral3e méglichst wenig ,,fremden” Verkehr aufnehmen und dieser soll
maoglichst langsam fahren.

In 2004 wurden Uber jeweils 24 Stunden V erkehrszahlungen am Meenheitsweg durchgefiihrt.
Wenngleich der damalige Stral3enzustand zu berticksichtigen ist, so sind die Daten jedoch fir
die weitere Planung aussagekraftig.

Verkehrszéhlung vom 26./27. Februar 2004
Fahrzeugart In % Absolut
Zweirader 36,9 66

Pkw 62,0 111
Transporter 11 2

Lkw 0 0

Lastzug 0 0

Gesamt 179

Die Vgs-Geschwindigkeit lag bei 26,55 km/h.

Verkehrszéhlung vom 11./12. Mai 2004
Fahrzeugart In% | Absolut
Zweiréder 18,9 82

Pkw 76,8 334
Transporter 3,0 13

Lkw 14 6

L astzug 0 0

Gesamt 435

Die Vgs-Geschwindigkeit lag bel 35,62 km/h.

Aus diesen Zahlungen ist erkennbar, dass ein relativ hoher Anteil an Zweiradern den
Meenheitsweg nutzt. Esist davon auszugehen, dass es sich Uberwiegend um schwéchere Ver-
kehrsteilnehmer handelt.

Bel den Pkw-Zahlen |&sst sich ablesen, dass ein relativ hoher Anteil nicht Anwohner des
Meenheitswegs sein dirfte. Aus diesem Grunde ist aus verkehrstechnischer Sicht eine Stral3e
mit starkem innerdrtlichem Verkehr zu planen. Der Bau eines verkehrsberuhigten Bereiches
fur den Meenheitsweg dirfte den tatsachlichen Fahrgewohnheiten aber auch dem Bedurfnis
nach Durchleitung von V erkehren widersprechen.



Auf der Grundlage der damaligen K ostenschatzung wurde eine V ergleichsberechnung fir die
Stral3enausbaubeitrage durchgefiihrt. Unterstellt man, dass ein verkehrsberuhigter Ausbau
Uberwiegend Aufenthaltsfunktionen gerecht werden soll, so misste die Stral3e a's niveau-
gleiche Mischflache angesehen werden. Fur diesen Fall wéren 50 Prozent der Ausbaukosten
der Straf3e zu tragen. Bei einem 600 m?2 grof3en Grundstiick und einer zuléssigen Bebauung
mit einem V ollgeschoss wiirde ein Beitrag von ca. 3.800 € féllig werden.

Bei der Einstufung als Straf3e mit starkem innerértlichen Verkehr wirde bel gleichen Voraus-
setzungen ein Beitrag von ca. 3.200 € entstehen.

Neben dieser ausschliefdlichen beitragsrechtlichen Betrachtung ist aber im Rahmen der
Planung insbesondere der verkehrliche Aspekt zu wirdigen.

Ein Ausbau als verkehrsberuhigter Bereich wirde nur dann dem Schutzbedurfnis der
schwécheren Verkehrsteilnehmer gerecht werden, wenn eine Akzeptanz der zu fahrenden
Geschwindigkeit zu erwarten ist. Die Erfahrungen zeigen jedoch, dass insbesondere bei
langeren Fahrtstrecken ab ca. 300 — 400 m die Akzeptanz nachlasst. Dem Schutzbedirfnis der
schwécheren Verkehrsteilnehmer dirfte eher die Losung in der dargestellten Variante 2 ent-
sprechen, zumal Fahrradfahrer mit einem Alter von bis zu 10 Jahren ebenfalls den Gehweg
nutzen durfen bzw. missen.

Zur Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit und zur Erreichung einer 30-km-Zone sind
Fahrbahnversatze kein Widerspruch zu der obigen Darstellung, da bei den absolut gesehen
relativ geringen Fahrzeugbel astungen der Begegnungsfall Pkw/Pkw oder Pkw/Lkw eher
selten eintritt. Die Fahrbahnversdtze werden so dimensioniert, dass der landwirtschaftliche
Verkehr diese Strecke weiter nutzen kann.

Finanzielle Auswirkungen:

Haushaltsmittel stehen im Haushalt 2007 zur Verfigung.

Anlagen:

Anlage 1: Lageplane
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Variante 1 Variante 2
Niveaugleicher Ausbau Fahrbahn mit abgesetztem Gehweg
Kein abgesetzter Gehweg e Abgesetzter Gehweg
PKW-Fahrzeuge, Fuganger und e sicherer Verkehrsweg fir den
Radfahrer teilen sich die schwacheren
Fahrbahn

Verkehrsteilnehmer

Baume an der Nordseite

kénnen erhalten bleiben * Baume an der Nordseite

mussen teilweise beseitigt
werden
Geschwindigkeit

gewtinseht 4 = 7 km/h . Geschwindigkeit 30 km/h
realistisch 30 km/h V@
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Mitteilungsvorlage

Vorlage-Nr.: 2007/089
freigegeben am 18.04.2007

GB 3 Datum: 18.04.2007
Sachbearbeiter/in: Herr Rabius, Jorn

Pflasterprogramm "'Glatte Gehwege"*

Beratungsfolge:
Status Datum Gremium
O 21.05.2007 Ausschuss fur Bau, Planung, Umwelt und Stral3en

Beschlussvorschlag:

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.

Sach- und Rechtslage:

Das Projekt , Glatte Gehwege" lauft seit einem Jahr. Von den in der Regel vier Arbeitern (2
befristet eingestellte Personen und 2 Ein Euro Jobs) wurden im Jahr 2006 folgende Stral3en
ausgebessert:

04/2006 Parkplatz Sophienstral3e
04/2006 Buschweg

05/2006 Wagnerstralle

06/2006 Schumannstral3e

06/2006 Beethovenstralie

06/2006 von-Weber-Stralie

06/2006 FuRwegverbindungen Schule Kleibrok
06/2006 Waldstrale

06/2006 Am Hang

06/2006 Tonkuhlenstral3e

06/2006 Ziegelstralze

06/2006 Schitzenhofstral3e Hohe Am Wiesenrand

07/2006 Farnweg
07/2006 Fohrenkamp
07/2006 Fuchsweg
07/2006 Bogenstralde
07/2006 Schilfweg
07/2006 Grasweg




08/2006 Hirschtorweg

09/2006 Sudender Straf3e
09/2006 Hubertusstralle

10/2006 Carl-Rohde-StralRe
10-11/2006 von-Humboldt-Stral3e

11/2006 Arndtstral3e

12/2006 Teilstlick Danziger Stral3e

Diese Stral3en wurden im beiliegenden Lageplan in roter Farbe gekennzeichnet.
In diesem Jahr sollen folgende Stral3en instand gesetzt werden:

03/2007 Schubertstral3e / Bachstral3e / Danziger Strale

04/2007 Danziger Stral3e / Goethestral3e / Hebbel stral3e / Raabestral3e / Kleine Gasse /
Friedrichstral3e / Teile der Sophienstral3e

ab 05/2007  Wilhelmshavener Stral3e (OD Hahn) / Mozartstral3e / Lisztstral3e / Haydnstral3e
/

Handel stral3e/ Lortzingstralde
Sommer "07 Elbestra3e / Emsstral3e / Allerstral3e / Werrastral3e

Im Rahmen der StrafRenkontrollen des Bauhofs werden die vorhandenen Schaden gemeldet.
Des Weiteren werden Hinweise von Anwohnern aufgenommen.

Daraufhin werden die Stral3en durch den Fachbereich begutachtet und nach Dringlichkeit in
den Ablaufplan eingeftigt. Damit ein effektiver Arbeitsablauf ermdglicht wird, werden die
angrenzenden Stral3en ebenfalls mit bewertet und ggf. mit in den Ablaufplan eingeflgt.

Die Pflasterkolonne wird flexibel eingesetzt. GroflRere Schaden, die die Verkehrssicherheit
beeintréchtigen werden vorrangig behoben bzw. durch Fremdfirmen erledigt. Somit kénnen
sich jederzeit Anderungen im Ablaufplan ergeben.

Die derzeit noch zu sanierenden Stral3en sind in der Karte griin dargestellt.

Finanzielle Auswirkungen:

keine

Anlagen:

1. sanierte Strafen in 2006
2. zu sanierende Stral3en in 2007
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Arfade 2 zur Vorlagég 2007/089

il

Waldstrao e




Y :
B~
T _o2b =) 25
v of% | Ay o -
LIS A= 3
i —
S
S~

o

—

3

%
-
%

% \ A - ‘{s‘«" ‘ il" 7
e ” % \
- ’ E g
7 7 i
’ trofie
- 2 R = nan! 7
e % ) ‘} : 4 A
/ { ¢
4 X/} () ™
\ ' NI R, T I+ - BB
g 7 : \ = - g ul
N / 8 7/ d T VAP — T [in1) ) "
M Neuap. Kiycl ) ( // m == 7 = ,/ A a ] a ‘
Wmv% \ \o? /AN A\ 2l - .
“ : WIND 2 \A 7 ° - 3 ¥




Y

M "h RSy i

—
@ | .-

oo

8
MER Sy

N

T\




7




1S,
T
]

% b ‘ﬂﬂl’v %%%' < «\ /0 )
w" » 1= % - "# %Q-% \
, af g/ L - =D A\
Sz e tes A8 el e T gee
% .n" . H % / » ’ %' 'Eﬂ]’lm " ’.
'@ - » A s = %
o « @B %@ m@'. ,%s Z
=0 s —
. g
w % " bl s
@ \ % ,2
W\
&

B

b
/A=
W ‘=§ §' '?:@ T

Sk
;

w":" §
s

o T Y ,§? Hp oL AR
@M
Al
8\¢s

Bk
sy L

&
3
:




vB MMW
1]

N
A%
S

N

957136




e AN
2

L]

L

A

.7
DS WY/

.,& MW% , &l RN %W/Jé

\ m

&

N\

il
NR
M&@%

\

%

NIaNE A <Y
Ty

/6]

‘ s ‘
h FY i
, $5 y :




	2007-076-Anlage4-Festsetzungen.pdf
	Textliche Festsetzungen

	2007-099-Anlage 1-Lagepläne.pdf
	Vergleich der Varianten




